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BEGRUNDUNG

1. KONTEXT DES VORSCHLAGS
. Griunde und Ziele des Vorschlags

Die Kommission hat heute zusammen mit der Mitteilung ,,Vollendung der Kapitalmarktunion
bis 2019: Beschleunigung der Umsetzung® ein Mallnahmenpaket zur Vertiefung der
Kapitalmarktunion angenommen. Das Paket umfasst den vorliegenden Vorschlag und einen
Vorschlag fiir eine Richtlinie zur Anderung der Richtlinie 2009/65/EG* und der Richtlinie
2011/61/EU? im Hinblick auf den grenziiberschreitenden Vertrieb von Investmentfonds, einen
Vorschlag fir einen EU-Rahmen fir gedeckte Schuldverschreibungen, einen Vorschlag fur
einen EU-Rahmen (ber Europdische Crowdfunding-Dienstleister fir Unternehmen, einen
Vorschlag fur eine Verordnung uber das auf die Drittwirkung von Forderungsiibertragungen
anzuwendende Recht sowie eine Mitteilung Uber das auf die dingliche Wirkung von
Wertpapiergeschaften anzuwendende Recht.

Dieser Vorschlag dirfte bewirken, dass sich die mit dem grenziberschreitenden Vertrieb
verbundenen Kosten verringern, und zu einem starker integrierten Binnenmarkt flr
Investmentfonds fiihren. Ein verstéarkter Wettbewerb in der EU wird dazu beitragen, dass sich
die Auswahl fir die Anleger vergrofiert und sich das Preis-Leistungs-Verhéltnis verbessert.

Dieser Vorschlag war im Arbeitsprogramm der Kommission 2018° vorgesehen und ist im
breiteren Kontext des Aktionsplans zur Schaffung einer Kapitalmarktunion* und der
Halbzeitbilanz des Aktionsplans zur Kapitalmarktunion® zu sehen. Ziel ist es, einen
echten Kapitalbinnenmarkt zu schaffen, indem der Fragmentierung der Kapitalmérkte
entgegengewirkt wird, regulatorische Hindernisse fir die Finanzierung der Wirtschaft
beseitigt werden und die Versorgung der Unternehmen mit Kapital verbessert wird.
Regulatorische Hindernisse wie die Vertriebsanforderungen der Mitgliedstaaten, die
behordlichen Gebiihren sowie die Verwaltungs- und Anzeigepflichten stellen ein bedeutendes
Hindernis fiir den grenziiberschreitenden Vertrieb von Fonds dar. Diese Hindernisse wurden
im Rahmen des Griinbuchs zur Kapitalmarktunion®, der Sondierung tber den EU-
Regulierungsrahmen fiir Finanzdienstleistungen’ und der 6ffentlichen Konsultation zu

Richtlinie 2009/65/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 zur Koordinierung
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen fur gemeinsame Anlagen in
Wertpapieren (OGAW) (ABI. L 302 vom 17.11.2009, S. 32).

Richtlinie 2011/61/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2011 (iber die Verwalter
alternativer Investmentfonds und zur Anderung der Richtlinien 2003/41/EG und 2009/65/EG und der
Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009 und (EU) Nr. 1095/2010 (ABI. L 174 vom 1.7.2011, S. 1).

Mitteilung der Kommission an das Européische Parlament, den Rat, den Europdischen Wirtschafts- und
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Arbeitsprogramm der Kommission 2018 Agenda fir
ein enger vereintes, starkeres und demokratischeres Europa (COM(2017) 650 final).

Mitteilung der Kommission an das Europdische Parlament, den Rat, den Europdischen Wirtschafts- und
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Aktionsplan zur Schaffung einer Kapitalmarktunion
(COM(2015) 468 final).

Mitteilung der Kommission an das Européische Parlament, den Rat, den Europdischen Wirtschafts- und
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen (ber die Halbzeitbilanz des Aktionsplans zur
Kapitalmarktunion (COM(2017) 292 final).

6 Griinbuch: Schaffung einer Kapitalmarktunion (COM(2015) 63 final).

Mitteilung der Kommission an das Européische Parlament, den Rat, den Europdischen Wirtschafts- und
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Sondierung ,,EU-Regulierungsrahmen fir
Finanzdienstleistungen® (COM (2016) 855 final).
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den Hindernissen fiir den grenziiberschreitenden Vertrieb von Investmentfonds®
ermittelt.

Investmentfonds sind Anlageprodukte, die zu dem alleinigen Zweck geschaffen wurden, das
Kapital von Anlegern zu bundeln und in ein Portfolio von Finanzinstrumenten wie Aktien,
Anleihen und anderen Wertpapieren zu investieren. Die Investmentfonds in der EU kdnnen
unterteilt werden in Organismen fir gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW) und
alternative Investmentfonds (AIF), die von Verwaltern alternativer Investmentfonds (AIFM)
verwaltet werden. OGAW fallen unter die Richtlinie 2009/65/EG und AIF unter die Richtlinie
2011/61/EU. Die Richtlinie 2011/61/EU wird durch vier fondsspezifische Rechtsakte erganzt:

o Verordnung (EU) Nr. 345/2013° tiber Europaische Risikokapitalfonds,

o Verordnung (EU) Nr. 346/2013" (iber Europaische Fonds fir soziales
Unternehmertum,

o Verordnung (EU) 2015/760™ tiber europaische langfristige Investmentfonds und

. Verordnung (EU) Nr. 2017/1131"2 iiber Geldmarktfonds.

Der gemeinsame Zweck dieser Vorschriften besteht darin, den grenziberschreitenden
Vertrieb zu erleichtern und gleichzeitig ein hohes Mal3 an Anlegerschutz zu gewéhrleisten.

Die Vorschriften fir EU-Investmentfonds ermdglichen es den Verwaltern von
Investmentfonds, ihre Fonds in der gesamten EU zu vertreiben und — mit einigen Ausnahmen
— zu verwalten. Obgleich bei den EU-Investmentfonds ein starkes Wachstum zu verzeichnen
ist (im Juni 2017 beliefen sich die verwalteten Vermogenswerte auf insgesamt
14,310 Billionen EUR™), ist der EU-Investmentfondsmarkt nach wie vor hauptséachlich
national strukturiert. 70 % aller verwalteten Vermdgenswerte werden von Investmentfonds
gehalten, die nur im Inland fiir den Vertrieb zugelassen oder registriert sind. Nur 37 % der
OGAW und etwa 3% der AIF sind fur den Vertrieb in mehr als drei Mitgliedstaaten
registriert. Im Vergleich zu den USA ist der EU-Markt im Hinblick auf die verwalteten
Vermogenswerte Kleiner. In der EU gibt es jedoch erheblich mehr Fonds (58 125 in der EU
gegeniiber 15 415 in den USA).' Dies bedeutet, dass die EU-Fonds im Durchschnitt deutlich
Kleiner sind, was wiederum negative Auswirkungen in Bezug auf GroRenvorteile, die von den
Anlegern zu entrichtenden Gebiihren und die Funktionsweise des Binnenmarkts fur
Investmentfonds hat.

In diesem Vorschlag wird ferner anerkannt, dass es noch weitere Faktoren gibt, die den
grenziberschreitenden Vertrieb von Investmentfonds in der EU einschranken. Zu diesen
Faktoren zédhlen nationale Steuerregelungen fir Investmentfonds und Anleger, vertikale
Vertriebskandle und kulturelle Préferenzen fir inlandische Anlageprodukte.

8 https://ec.europa.eu/info/publications/consultation-cross-border-distribution-investment-funds_en

o Verordnung (EU) Nr. 345/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2013 uber
Europdische Risikokapitalfonds (ABI. L 115 vom 25.4.2013, S. 1).

10 Verordnung (EU) Nr. 346/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2013 uber
Europdische Fonds fir soziales Unternehmertum (ABI. L 115 vom 25.4.2013, S. 18).

1 Verordnung (EU) 2015/760 des Européischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2015 Uber
européische langfristige Investmentfonds (ABI. L 123 vom 19.5.2015, S. 98).

12 Verordnung (EU) 2017/1131 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2017 (ber
Geldmarktfonds (ABI. L 169 vom 30.6.2017, S. 8).

13 EFAMA, Quarterly Statistical Release Q2 2017.

1 EFAMA Fact Book 2017 and Investment Company Institute (ICI) Fact Book 2017.
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. Koharenz mit den bestehenden Vorschriften in diesem Bereich

Dieser Vorschlag wird zusammen mit einer Richtlinie zur Anderung der Richtlinie
2009/65/EG und der Richtlinie 2011/61/EU im Hinblick auf den grenziiberschreitenden
Vertrieb von Investmentfonds vorgelegt. Der Vorschlag konzentriert sich ausschlieBlich auf
den grenziberschreitenden Vertrieb von Investmentfonds. Er dandert bestehende Elemente der
einschlagigen Rechtsvorschriften und filhrt neue ein. Diese Anderungen bzw. neuen Elemente
stehen mit den Zielen der bestehenden Vorschriften in diesem Bereich im Einklang, die
darauf abzielen, einen Binnenmarkt fur Investmentfonds zu schaffen und den
grenziberschreitenden Vertrieb von Investmentfonds zu erleichtern. Mit dem Vorschlag
werden auch die Vorschriften fiir verschiedene Arten von Investmentfonds aneinander
angeglichen. Somit wird die Kohdrenz mit den bestehenden Vorschriften gewahrleistet.

. Kohéarenz mit der Politik der Union in anderen Bereichen

Oberste Prioritat der Kommission ist es, die Wirtschaft der EU zu stérken und Investitionen
anzukurbeln, damit  Arbeitsplatze geschaffen werden. Ein  Kernelement der
Investitionsoffensive fiir Europa®™, die darauf abzielt, die EU-Wirtschaft zu starken und
Investitionen in allen 28 Mitgliedstaaten zu fordern, besteht darin, einen vertieften
Binnenmarkt fur Kapital — eine Kapitalmarktunion — zu schaffen. Vertiefte und integrierte
Kapitalmarkte werden den Unternehmen den Zugang zu Kapital erleichtern und zur
Entwicklung neuer Investitionsmoglichkeiten fur Sparer beitragen.

Dieser Vorschlag erganzt dieses Ziel und wird in der Halbzeitbilanz des Aktionsplans zur
Kapitalmarktunion als vorrangige MaRnahme bezeichnet'®, da er MaBnahmen zur
Beseitigung von Kapitalmarktschranken enthalt. Er tragt zur Entwicklung starker integrierter
Kapitalmarkte bei, da er es den Anlegern, den Fondsverwaltern und den Unternehmen, in die
investiert wird, erleichtert, die VVorteile des Binnenmarkts zu nutzen.

2. RECHTSGRUNDLAGE, SUBSIDIARITAT UND
VERHALTNISMASSIGKEIT
. Rechtsgrundlage

Dieser Vorschlag fallt nach Artikel 4 Absatz2 Buchstabe a des Vertrags Uber die
Arbeitsweise der Européischen Union (AEUV) in eine geteilte Zustandigkeit.

Rechtsgrundlage fir den Vorschlag ist Artikel 114 AEUV. Die Wahl dieser Rechtsgrundlage
spiegelt die entscheidende Rolle wider, die einem harmonisierten Pass-System fur das
Funktionieren eines Binnenmarkts fir Investmentfonds zukommt.

Es ist wichtig, den Investmentfonds die Erbringung von Dienstleistungen zu erleichtern und
auf diese Weise einen wettbewerbsfahigeren und starker integrierten Binnenmarkt innerhalb
der Union zu schaffen. Regulatorische Hindernisse fiir den grenziberschreitenden Vertrieb
verhindern derzeit das ordnungsgeméfe Funktionieren des Binnenmarkts fir
Investmentfonds. Sie fragmentieren den Binnenmarkt und erschweren es den
Investmentfonds, die Vorteile des Binnenmarkts in vollem Umfang zu nutzen. Um ein
ordnungsgeméles Funktionieren des Binnenmarktes fur Investmentfonds zu gewahrleisten

B http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1507119651257&uri=CELEX:52014DC0903

16 Weitere |Initiativen zielen auf die Erleichterung grenziiberschreitender Investitionen ab, u.a. die
Erlauterung der bestehenden EU-Standards fiir den Umgang mit grenziiberschreitenden Investitionen in
der EU sowie die Schaffung eines Rahmens fiir die gutliche Beilegung von Investitionsstreitigkeiten.
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und die Voraussetzungen fiir seine Funktionsweise zu verbessern, ist ein Regulierungsrahmen
erforderlich, mit dem die Hindernisse fur den grenziberschreitenden Vertrieb von
Investmentfonds auf Unionsebene abgebaut werden. Deshalb zielt der VVorschlag darauf ab,
die fir Investmentfonds geltenden Auflagen, d. h. die Auflagen hinsichtlich der an potenzielle
Anleger gerichteten Marketing-Anzeigen und die Transparenz der Bestimmungen, die nicht in
den Anwendungsbereich der Richtlinie 2009/65/EG und der Richtlinie 2011/61/EU fallen, zu
harmonisieren und somit die Einrichtung eines grenziiberschreitenden Pass-Systems zu
erleichtern.

. Subsidiaritat (bei nicht ausschlielicher Zustandigkeit)

Der Vorschlag steht mit dem in Artikel 5 des Vertrags Uber die Européische Union (EUV)
verankerten Subsidiaritatsprinzip im Einklang.

Eine Harmonisierung der EU-Vorschriften Uber Marketing-Anzeigen fiir potenzielle Anleger
und eine starkere Transparenz der Bestimmungen, die nicht in den Anwendungsbereich der
geltenden Rechtsvorschriften fallen, konnen die Entwicklung starker integrierter
Kapitalmarkte fir Investmentfonds in der gesamten Union unterstiitzen. Mit dem Vorschlag
soll daher sichergestellt werden, dass der Binnenmarkt fir Dienstleistungen wvon
Investmentfonds reibungslos funktioniert. Dieses Ziel beschrankt sich nicht auf das
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats und kann von den Mitgliedstaaten nicht auf nationaler
Ebene verwirklicht werden. AuRerdem wird die durch die Verordnung (EU) Nr. 1095/2010%
eingerichtete Européische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehérde (ESMA) durch den
Vorschlag mit zusétzlichen Aufgaben betraut, die von den Mitgliedstaaten einzeln nicht
wahrgenommen werden kénnen.

. Verhaltnismaligkeit

Der Vorschlag steht mit dem in Artikel5 EUV verankerten Grundsatz der
VerhaltnismaRigkeit im Einklang.

Die Folgenabschatzung enthélt erste Schatzungen zu Kosteneinsparungen, die auf
faktenbasierten und realistischen Annahmen beruhen. Der Vorschlag wird zur Verringerung
des Befolgungsaufwands und der Befolgungskosten fir Investmentfonds beitragen, da er die
Transparenz erhoht. Obwohl fir die Entwicklung und Aktualisierung der ESMA-
Datenbanken Input von den zustdndigen Behdrden der Mitgliedstaaten erforderlich ist
(insbesondere Anzeigen an die ESMA), werden sich die von den Mitgliedstaaten zu
leistenden finanziellen Beitrdge in Grenzen halten. Die erhobenen Daten werden es der
ESMA ermdglichen, ihre Konvergenzfunktion besser wahrzunehmen. Ein verstéarkter
Wettbewerb in der Investmentfondsbranche wird sich positiv auf die den Anlegern zur
Verfugung stehende Auswahl und die VVolkswirtschaften der Mitgliedstaaten auswirken.

. Wahl des Instruments

Dieser Vorschlag enthalt Bestimmungen, die den Investmentfonds mehr Rechtssicherheit bei
der Erbringung ihrer Dienstleistungen bieten sollen. Der Mangel an Transparenz hinsichtlich
der in den Mitgliedstaaten festgestellten regulatorischen Hindernisse konnte nicht allein durch

o Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010
zur Errichtung einer Europdischen  Aufsichtsbehorde (Européische ~ Wertpapier-und
Marktaufsichtsbehorde), zur Anderung des Beschlusses Nr.716/2009/EG und zur Aufhebung des
Beschlusses 2009/77/EG der Kommission (ABI. L 331 vom 15.12.2010, S. 84).
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eine Anderung der Richtlinie 2009/65/EG und der Richtlinie 2011/61/EU behoben werden, da
dies zu einer uneinheitlichen Umsetzung fiihren kénnte.

Daruber hinaus handelt es sich bei den in dieser Verordnung vorgeschlagenen Vorschriften,
die an die ESMA und die nationalen Behorden gerichtet sind, um eigenstandige technische
Vorschriften. Der Vorschlag zielt darauf ab, die Vorschriften und Verfahren fir den
(grenzliberschreitenden) Vertrieb von Investmentfonds und die durch die zustandigen
nationalen Behorden erhobenen Gebihren und Entgelte transparenter zu gestalten. Um diese
politischen Ziele zu erreichen, ist eine unmittelbar geltende Verordnung erforderlich, die eine
vollstandige Harmonisierung gewdhrleistet. Eine Verordnung ist auch ein geeignetes
rechtliches Instrument, um die ESMA mit der Entwicklung und Aktualisierung von
Datenbanken (ber nationale Vorschriften fur Marketing-Anzeigen und die geltenden
Gebihren und Entgelte sowie Datenbanken fir die Speicherung entsprechender Anzeigen zu
beauftragen. Eine Verordnung diirfte daher am besten geeignet sein, um eine maximale
Harmonisierung zu erreichen und Divergenzen zu vermeiden und somit eine stdrkere
Angleichung der Vorschriften sicherzustellen.

Ferner wird vorgeschlagen, geringfiigige Anderungen an der Verordnung (EU) Nr. 345/2013
und der Verordnung (EU) Nr. 346/2013 vorzunehmen, um der Einfihrung des Begriffs und
der Voraussetzungen flr das Pre-Marketing in einer separaten Richtlinie, mit der die
Richtlinie 2011/61/EU geéndert werden soll, Rechnung zu tragen. Die Anderungen an den
Verordnungen missen im Wege einer Verordnung vorgenommen werden.

Dariiber hinaus wird vorgeschlagen, die Richtlinien 2009/65/EG und 2011/61/EU im Hinblick
auf den grenzuberschreitenden Vertrieb von Investmentfonds geringfugig zu &ndern. Daher
wird dieser Vorschlag zusammen mit einer Richtlinie zur Anderung dieser beiden Richtlinien
(die Gegenstand eines gesonderten Vorschlags ist) vorgelegt.

3. ERGEBNISSE DER EX-POST-BEWERTUNG, DER KONSULTATION DER
INTERESSENTRAGER UND DER FOLGENABSCHATZUNG
. Ex-post-Bewertung/Eignungsprufungen bestehender Rechtsvorschriften

Im Rahmen der Ausarbeitung dieses Vorschlags hat die Kommission eine eingehende
Bewertung der einschlédgigen Bestimmungen der Richtlinie 2009/65/EG und der Richtlinie
2011/61/EU sowie zusatzlicher, von den Mitgliedstaaten auferlegter Anforderungen
vorgenommen.

Diese Bewertung ergab, dass der Binnenmarkt trotz seines relativen Erfolgs nicht sein volles
Potenzial entfaltet, wenn es um den grenziiberschreitenden Vertrieb von Investmentfonds
geht, da die Fonds nach wie vor mit vielen Hindernissen konfrontiert sind. Darlber hinaus
mangelt es den Rechtsvorschriften und Verwaltungspraktiken, die nicht durch die Richtlinien
2009/65/EG und 2011/61/EU harmonisiert worden sind, an Transparenz. Die Bewertung der
Kommission ergab, dass die Mitgliedstaaten in Bezug auf die Anforderungen an Marketing-
Anzeigen und deren Uberpriifungen sehr unterschiedliche Ansitze verfolgen. Auch die
Gebihren und Entgelte, die die zustdndigen nationalen Behorden im Einklang mit den
Richtlinien 2009/65/EG und 2011/61/EU fir Aufsichtsaufgaben erheben, sind sehr
unterschiedlich hoch. Dies alles sind Hindernisse fir einen breiteren grenziiberschreitenden
Vertrieb von Investmentfonds.

. Konsultation der Interessentrager

Aus den im Rahmen zweier Konsultationen eingegangenen Antworten geht hervor, dass die
regulatorischen Hindernisse flir den grenzuberschreitenden Vertrieb von Investmentfonds
dazu flhren, dass die Vorteile des Binnenmarktes nicht voll ausgeschopft werden. Die erste
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Konsultation (Grunbuch zur Schaffung einer Kapitalmarktunion) wurde am 18. Februar
2015 eingeleitet. Die zweite Konsultation (Sondierung tber den EU-Regulierungsrahmen
far Finanzdienstleistungen) begann am 30. September 2015.

Zudem wurden zusatzliche Informationen zu nationalen Praktiken von den zustandigen
Behorden und der ESMA eingeholt. Auf Ersuchen der Kommission flihrte die ESMA im
Jahr 2016 eine Umfrage unter den zustdndigen Behorden durch, in deren Rahmen sie nahere
Angaben zu den derzeitigen nationalen Praktiken in Bereichen wie behordliche Gebdihren und
Vertriebsanforderungen erbat.

Auf der Grundlage der Beitrdge, die als Reaktion auf das Griinbuch zur Schaffung einer
Kapitalmarktunion, die Sondierung und die Umfrage der ESMA eingingen, leitete die
Kommission am 2. Juni 2016 eine 6ffentliche Konsultation zum grenztberschreitenden
Vertrieb von Investmentfonds™ ein. In Anbetracht der bereits eingegangenen Beitrage
wurden im Rahmen der Konsultation praktische Beispiele fur die bestehenden Probleme und
Nachweise flr ihre Auswirkungen erbeten. Um moglichst viele Antworten zu erhalten,
organisierte die Kommission Roadshows mit Vermdgensverwaltungsverbanden und ihren
Mitgliedern in den wichtigsten Vermdgensverwaltungszentren der EU, d. h. in Luxemburg,
Frankreich, Irland, dem Vereinigten Konigreich, Deutschland und Belgien. Es fanden mehrere
Treffen und Telefonkonferenzen mit européischen und nationalen Anlegerverbénden statt,
und die Konsultation wurde am 15. September 2016 der Nutzergruppe
,Finanzdienstleistungen* vorgestellt. Insgesamt gingen 64 Beitrage ein: 52 von Verbénden
bzw. Unternehmen, acht von Behdrden bzw. internationalen Organisationen und vier von
Einzelpersonen. In den meisten Beitrdgen wurde die Auffassung vertreten, dass regulatorische
Hindernisse den grenzlberschreitenden Vertrieb erheblich behindern.

Auf Ersuchen der Kommission und auf der Grundlage der eingegangenen Nachweise flihrte
die ESMA im Jahr 2017 eine Follow-up-Umfrage durch, um weitere Informationen zu
spezifischen Vertriebsmethoden und Anzeigepflichten in den Mitgliedstaaten einzuholen.

Daruber hinaus organisierte die Kommission Treffen mit der Investmentfondsbranche und
europdischen Anlegerverbanden, um weitere Informationen zu erhalten. Am 30. Mai 2017
wurde ein Fragebogen an acht Handelsorganisationen gesandt, in dem es um die
verschiedenen, vom grenziberschreitenden Vertrieb von Investmentfonds betroffenen
Bereiche ging. Schwerpunktmalig ging es darum, die Kosten, die durch die regulatorischen
Hindernisse fur den grenziberschreitenden Vertrieb verursacht werden, zu quantifizieren und
den potenziellen Nutzen, der Vermogensverwaltern und Anlegern durch die Beseitigung
dieser Hindernisse entstehen wirde, zu beziffern. Die Rlckmeldungen lassen darauf
schlieRen, dass die durch regulatorische Hindernisse entstehenden Kosten erheblich sind: Sie
belaufen sich auf 1 % bis 4 % der Gesamtkosten eines Investmentfonds. Ferner wurde im
Oktober 2017 eine gezielte Umfrage unter 60 in gleichem Umfang vertretenen Kleinen,
mittleren und grofen Investmentfonds mittels eines geschichteten
Zufallsstichprobenverfahrens durchgefiihrt. Die Umfrage bestédtigte die Relevanz der
regulatorischen Hindernisse und den Handlungsbedarf auf EU-Ebene.

Daruber hinaus konsultierte die Kommission im Juni und Juli 2017 Interessentrager im
Rahmen einer Folgenabschatzung in der Anfangsphase'®. In den fiinf Beitragen, die von
Vermogensverwaltern sowie Vermogensverwaltungs- und Finanzberatungsverbanden

18
19

https://ec.europa.eu/info/publications/consultation-cross-border-distribution-investment-funds_en
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiatives/ares-2017-3132069_en
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eingingen, wurde die Initiative der Kommission, die Hindernisse fir den
grenziberschreitenden Vertrieb von Investmentfonds abzubauen, beflirwortet.

. Einholung und Nutzung von Expertenwissen

Die Kommission stiitzte sich auf Informationen und Daten von Morningstar®, von der
European Fund and Asset Management Association (EFAMA) sowie aus Marktberichten und
Studien privater Unternehmen. Daruber hinaus wurde wissenschaftliche Literatur konsultiert,
insbesondere solche (ber die Auswirkungen des grenziiberschreitenden Vertriebs auf den
Wettbewerb und das erwartete Verhalten der Verbraucher.

. Folgenabschéatzung
Im Rahmen der Vorbereitung dieser Initiative wurde eine Folgenabschatzung vorgenommen.

Am 1. Dezember 2017 gab der Ausschuss fir Regulierungskontrolle eine befirwortende
Stellungnahme mit Empfehlungen zur weiteren Verbesserung des Entwurfs des
Folgenabschatzungsberichts ab. Der Berichtsentwurf wurde daraufhin geéndert, um den
Anmerkungen des Ausschusses Rechnung zu tragen.”* Die vom Ausschuss empfohlenen
Anderungen betrafen hauptséchlich:

o Faktoren, die sich auf den grenziiberschreitenden Vertrieb auswirken, aber von der
Initiative nicht betroffen sind,

o eine Beschreibung der jungsten Initiativen, die (indirekte) Auswirkungen auf den
grenziiberschreitenden Vertrieb von Fonds haben,

o Struktur, Prasentation, Bewertung und Vergleich der Optionen und

o eine Prasentation, Dokumentation und Qualifizierung der quantitativen Methoden

und ihrer Ergebnisse.

Der Uberarbeitete  Folgenabschatzungsbericht und eine  Zusammenfassung  der
Folgenabschatzung werden zusammen mit diesem Vorschlag verdffentlicht.”

Im Folgenabschétzungsbericht werden eine Reihe von politischen Optionen aufgezeigt. Dabei
handelt es sich um Folgende:

a) Die nationalen Vertriebsanforderungen sollten auf nationaler und EU-Ebene
transparenter gestaltet werden. Darlber hinaus sollten die in der Richtlinie
2011/61/EU enthaltenen Vorschriften zum Pre-Marketing harmonisiert werden, und
das Verfahren zur Uberpriifung von Vertriebsmaterial sollte genauer festgelegt
werden.

b) Die behdrdlichen Gebiihren sollten auf EU-Ebene transparenter werden, und es
sollten Ubergeordnete Grundsatze eingeflihrt werden, um eine gréfRere Kohérenz bei
der Festsetzung behdrdlicher Gebiihren zu gewahrleisten.

c) Die Auswahl der Fazilititen zur Unterstitzung der lokalen Anleger sollte den
Verwaltern ~ von  Investmentfonds  Uberlassen  werden.  Dabei  sollten
Schutzvorkehrungen fur die Anleger getroffen werden.

20
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Morningstar ist ein Finanzinformations- und Analyseunternehmen.
Stellungnahme des Ausschusses fur Regulierungskontrolle (SEC(2018)129 final).
2z Folgenabschétzungsbericht und Zusammenfassung (SWD(2018)54 final und SWD(2018)55 final).
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d) Die Verfahren und Anforderungen in Bezug auf die Aktualisierung von Anzeigen
Uber die Verwendung bzw. die Einstellung der Verwendung des Vertriebspasses
sollten starker harmonisiert werden.

Zusammengenommen tragen die politischen Optionen zu einer deutlichen Verringerung der
regulatorischen Hindernisse bei. Sie erhdhen die Wahrscheinlichkeit, dass mehr Fonds
grenziberschreitend vertrieben werden, stdrken den Wettbewerb, verringern die
Marktfragmentierung und vergrofRern die Auswahl der Anleger in der EU. Daruber hinaus
haben die politischen Optionen aufgrund ihrer sozialen und 6kologischen Auswirkungen auch
indirekte Vorteile. Ein verstarkter grenziiberschreitender Vertrieb dirfte zu mehr
Anlagemaglichkeiten in Investmentfonds flihren, die soziale oder 6kologische Ziele
verfolgen. Dies wiederum kénnte das Wachstum in diesen Bereichen beschleunigen.

Bei allen Investmentfonds, die derzeit grenziiberschreitend in der EU vertrieben werden,
dirften die politischen Optionen zusammen zu Einsparungen (bei den laufenden Kosten) in
Hohe von 306 bis 440 Mio. EUR pro Jahr flhren. Es wird davon ausgegangen, dass die
Einsparungen bei den einmaligen Kosten noch hoher ausfallen und bei 378 bis 467 Mio. EUR
liegen werden. Diese Kosteneinsparungen durften als Anreiz dienen, mehr
grenziiberschreitende Tétigkeiten zu entwickeln, und zu einem stérker integrierten
Binnenmarkt fiir Investmentfonds fuhren.

Diese Verordnung deckt die politischen Optionen a und b ab. Die Richtlinie zur Anderung der
Richtlinie 2009/65/EG und der Richtlinie 2011/61/EU, die getrennt vorgeschlagen wird, deckt
die politischen Optionen c und d ab.

. Effizienz der Rechtsetzung und Vereinfachung

Dieser Vorschlag dirfte zu erheblichen Kosteneinsparungen fiir die Verwalter von
Investmentfonds fiihren, die ihre Fonds grenziiberschreitend in der EU vertreiben oder
beabsichtigen, dies zu tun. Diese Kosteneinsparungen werden sich insbesondere positiv auf
die Verwalter von Fonds auswirken, die entweder eine vergleichsweise geringe Anzahl von
Investmentfonds oder aber Investmentfonds mit vergleichsweise geringen Vermdgenswerten
verwalten, da sich die Kosten in diesen Féllen nicht so breit streuen lassen.

Der Vorschlag richtet sich zwar nicht direkt an kleine und mittlere Unternehmen (KMU),
allerdings werden die KMU indirekt davon profitieren. Ein verstérkter grenziiberschreitender
Vertrieb von Investmentfonds wird das Wachstum der Investmentfonds in der EU und ihre
Investitionen in KMU, insbesondere die Investitionen von Risikokapitalfonds, beschleunigen.

. Grundrechte

Die EU hat sich hohen Standards fir den Schutz der Grundrechte verschrieben. Daher wird
der Vorschlag voraussichtlich keine direkten Auswirkungen auf diese in der Charta der
Grundrechte der Européischen Union verankerten Rechte haben.

4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT

Der Vorschlag hat zweierlei Auswirkungen auf den Haushalt der ESMA. Die ESMA muss:

o technische Regulierungs- und Durchfuhrungsstandards ausarbeiten und

o Datenbanken entwickeln und aktualisieren, die der Offentlichkeit kostenlos zur

Verfligung stehen.
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Die haushaltsspezifischen Auswirkungen fur die ESMA werden im beigefiigten Finanzbogen
bewertet.

Bis die jungste Uberprifung der Funktionsweise der Europaischen Aufsichtsbehérden
abgeschlossen ist, lassen sich die Auswirkungen des Vorschlags auf den Unionshaushalt mit
dem von der Kommission an der Finanzierung der ESMA zu tragenden Anteil von 40 %
beziffern.

S. WEITERE ANGABEN
. Bewertung

Diese Verordnung und der Vorschlag fiir eine Richtlinie zur Anderung der Richtlinie
2009/65/EG und der Richtlinie 2011/61/EU im Hinblick auf den grenziberschreitenden
Vertrieb von Investmentfonds werden flinf Jahre nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung
bewertet. Die Kommission wird sich dabei auf die Ergebnisse einer 6ffentlichen Konsultation
und Gesprache mit der ESMA und den zustédndigen Behdrden stitzen.

o Ausfuhrliche Erlauterung einzelner Bestimmungen des Vorschlags
Artikel 1 enthalt die Begriffsbestimmungen.

Artikel 2 zu den Anforderungen an Marketing-Anzeigen enthélt die von Marketing-Anzeigen
zu erfillenden Kriterien: i) Marketing-Anzeigen miissen als solche erkennbar sein, ii) die mit
dem Erwerb von Anteilen eines AIF bzw. eines OGAW verbundenen Risiken und Chancen
mussen gleichermallen deutlich aufgezeigt werden und iii) alle in Marketing-Anzeigen
enthaltenen Informationen mdissen fair, eindeutig und nicht irrefihrend sein. Dieser Artikel
stutzt sich weitgehend auf Artikel 77 der Richtlinie 2009/65/EG und dehnt den
Anwendungsbereich auf die Richtlinie 2011/61/EU aus.

Mit den Artikeln 3 und 4 wird ein Transparenzrahmen fir die nationalen Bestimmungen zu
Vertriebsanforderungen eingefiihrt. Die zustandigen Behorden werden alle geltenden
nationalen Rechts- und Verwaltungsvorschriften tiber die Vertriebsvorschriften fir AIF und
OGAW und die entsprechenden Zusammenfassungen in mindestens einer in der
internationalen Finanzwelt gebrduchlichen Sprache im Internet verdffentlichen. Zusatzlich
wird eine Veroffentlichung in den oder einer der in dem betreffenden Mitgliedstaat
verwendeten Amtssprachen vorzunehmen sein. Diese Informationen werden der ESMA
angezeigt, die auf ihrer Website eine einschldgige zentrale Datenbank verdffentlichen und
aktualisieren wird. Um den Informationsaustausch zwischen den zustandigen Behdrden und
der ESMA zu straffen, enthdlt Artikel 3 eine Ermdchtigung zur Ausarbeitung technischer
Durchfiihrungsstandards, um Standardformulare, Mustertexte und Verfahren fur die Anzeigen
festzulegen.

Gemal3 Artikel 5 miissen die zustdndigen Behorden in Féllen, in denen sie die systematische
Anzeige von Marketing-Anzeigen verlangen, um deren Ubereinstimmung mit den
einschlagigen nationalen Bestimmungen (ber Vertriebsanforderungen zu prifen, innerhalb
von 10 Arbeitstagen eine Entscheidung treffen. Diese Prifung darf keine Vorbedingung fiir
den Vertrieb darstellen. In Artikel 5 ist ferner festgelegt, dass die zustdndigen Behorden
Verfahren anwenden und verOffentlichen missen, die eine transparente und
diskriminierungsfreie  Behandlung unabhdngig von der Herkunft des gepriften
Investmentfonds gewahrleisten. Die zustandigen Behdrden missen die ESMA jahrlich Gber
die Entscheidungen unterrichten, mit denen sie Marketing-Anzeigen abgelehnt oder deren
Anderung verlangt haben. Um eine koharente Behandlung von Kleinanlegern zu
gewadhrleisten, sollten diese Anforderungen auch von AIFM angewandt werden, wenn die
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Mitgliedstaaten ihnen gestatten, in ihrem Hoheitsgebiet AlIF-Anteile an Kleinanleger zu
vertreiben.

Artikel 6 legt fest, dass gegebenenfalls durch die zustdndigen Behorden erhobene Gebiihren
oder Entgelte in einem angemessenen Verhéltnis zu den wahrgenommenen Aufsichtsaufgaben
stehen mussen und die betreffenden Rechnungen an den satzungsmagigen Sitz des AIFM oder
der OGAW-Verwaltungsgesellschaft gesandt werden mussen.

In Artikel 7 ist festgelegt, dass die zustandigen Behorden auf ihren Websites zentrale
Datenbanken mit den  Gebihren bzw. Entgelten oder den einschldgigen
Berechnungsmethoden verdffentlichen und aktualisieren missen. Die Informationen missen
in mindestens einer in der internationalen Finanzwelt gebrauchlichen Sprache zur Verfiigung
gestellt werden. Das System sieht eine Anzeige der einschlagigen Informationen durch die
zustandigen Behdrden vor. Um den Informationsaustausch zwischen den zustdndigen
Behdrden und der ESMA zu erleichtern, muss die ESMA technische Durchfuhrungsstandards
ausarbeiten, um Standardformulare, Mustertexte und Verfahren fiir die Anzeigen festzulegen.

Artikel 8 beauftragt die ESMA mit der Verdffentlichung und Aktualisierung einer
interaktiven zentralen Online-Datenbank mit den durch die zustandigen Behorden erhobenen
Gebihren oder Entgelten oder gegebenenfalls mit den verwendeten Berechnungsmethoden.

In Artikel 9 ist festgelegt, dass die durch Artikel 8 eingefiihrte interaktive zentrale Datenbank
ein interaktives Tool fur Gebihren und Entgelte umfassen muss, das es dem Nutzer
ermdglicht, online Berechnungen durchzufiihren.

Artikel 10 verpflichtet die ESMA dazu, auf ihrer Website eine zentrale Datenbank mit allen
AIFM, OGAW-Verwaltungsgesellschaften, AIF und OGAW zu veroffentlichen und zu
aktualisieren. Diese Datenbank stiitzt sich auf die Informationen, die die ESMA gemaR
Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie 2009/65/EG und Artikel 7 Absatz5 der Richtlinie
2011/61/EU erhélt, sowie auf Anzeigen und Anzeigeschreiben, die die zustdndigen Behdrden
gemaR diesen Richtlinien erhalten und gemaR Artikel 11 Absatz 1 dieser Verordnung an die
ESMA Ubermittelt haben.

Nach Artikel 11 sind die zustandigen Behérden dazu verpflichtet, der ESMA die in Artikel 10
genannten Anzeigen und Anzeigeschreiben zu ubermitteln. Um den Informationsaustausch
zwischen Investmentfonds/AIFM  oder OGAW-Verwaltungsgesellschaften und den
zustandigen Behorden sowie zwischen den zustandigen Behorden und der ESMA zu
standardisieren und zu erleichtern, enthélt dieser Artikel auch eine Erméchtigung zur
Ausarbeitung technischer Regulierungs- und Durchfiihrungsstandards.

Mit den Artikeln 12 und 13 wird der Begriff ,,Pre-Marketing™ in die Verordnung (EU)
Nr. 345/2013 und die Verordnung (EU) Nr. 346/2013 eingefiihrt. Diese Anderung wiirde
Verwalter, die geméald diesen Verordnungen registriert sind, in die Lage versetzen, im Rahmen
des Pre-Marketings an Anleger heranzutreten, um in Erfahrung zu bringen, ob bei ihnen
Interesse an kiinftigen Investitionsmaoglichkeiten bzw. -strategien besteht. Diese Anderung
wirde gleiche Wettbewerbsbedingungen mit den nach Artikel 6 der Richtlinie 2011/61/EU
zugelassenen Verwaltern gewahrleisten, die von dem durch [die Richtlinie zur Anderung der
Richtlinie 2009/65/EG und der Richtlinie 2011/61/EU im Hinblick auf den
grenziberschreitenden Vertrieb von Investmentfonds] eingefihrten Begriff profitieren.

In Artikel 14 ist festgelegt, dass die Kommission 60 Monate nach dem Inkrafttreten dieser
Verordnung eine Bewertung dieser Verordnung vornehmen muss.
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2018/0045 (COD)
Vorschlag fur eine

VERORDNUNG DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

zur Erleichterung des grenziberschreitenden Vertriebs von Investmentfonds und zur

Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 345/2013 und (EU) Nr. 346/2013

(Text von Bedeutung fur den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestltzt auf den Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf
Artikel 114,

auf Vorschlag der Europdischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme der Européischen Zentralbank,

nach Stellungnahme des Europaischen Wirtschafts- und Sozialausschusses®,

gemal dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren,

in Erwégung nachstehender Grinde:

(1)

()

Unterschiedliche  regulatorische  und  aufsichtsrechtliche  Ansétze  beim
grenzuberschreitenden Vertrieb von alternativen Investmentfonds (im Folgenden
,AIF) im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 2011/61/EU des
Europaischen Parlaments und des Rates** und Organismen fiir gemeinsame Anlagen in
Wertpapieren (im Folgenden ,,O0GAW®) im Sinne der Richtlinie 2009/65/EG des
Europaischen Parlaments und des Rates® filhren zu einer Fragmentierung und
Hindernissen beim grenziiberschreitenden Vertrieb von AIF und OGAW und beim
grenziberschreitenden Zugang zu diesen, die verhindern koénnen, dass AIF und
OGAW in anderen Mitgliedstaaten vertrieben werden.

Mit Blick auf eine Starkung des Rechtsrahmens fiir Investmentfonds und zur
Gewahrleistung eines wirksameren Anlegerschutzes sollten Marketing-Anzeigen, die
an Anleger in AIF und OGAW gerichtet sind, als solche erkennbar sein und die
Risiken und Chancen, die mit dem Erwerb von Anteilen von AIF bzw. OGAW
verbunden sind, vergleichbar deutlich aufzeigen. AuBerdem sollten alle in Marketing-
Anzeigen enthaltenen Informationen in fairer, eindeutiger und nicht irrefiihrender
Weise  dargestellt  werden. Um  den  Anlegerschutz  und  gleiche

23
24

25

ABI. C vom, S..

Richtlinie 2011/61/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2011 tber die Verwalter
alternativer Investmentfonds und zur Anderung der Richtlinien 2003/41/EG und 2009/65/EG und der
Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009 und (EU) Nr. 1095/2010 (ABI. L 174 vom 1.7.2011, S. 1).

Richtlinie 2009/65/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 zur Koordinierung
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen fur gemeinsame Anlagen in
Wertpapieren (OGAW) (ABI. L 302 vom 17.11.2009, S. 32).
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3)

(4)

()

(6)

(")

Wetthewerbsbedingungen fir AIF und OGAW zu gewaéhrleisten, sollten die fur
Marketing-Anzeigen geltenden Standards daher gleichermalRen fir Marketing-
Anzeigen fur AIF und OGAW gelten.

Zustandige Behorden, die eine systematische Anzeige von Marketing-Anzeigen
verlangen, sollten prifen, ob diese Anzeigen mit der vorliegenden Verordnung und
mit den sonstigen geltenden Vorschriften im Einklang stehen, d. h. ob die Marketing-
Anzeigen als solche erkennbar sind, ob sie Risiken und Chancen, die mit dem Erwerb
von Anteilen eines OGAW und, wenn ein Mitgliedstaat den Vertrieb von AIF an
Kleinanleger erlaubt, mit dem Erwerb von Anteilen einer AIF verbunden sind,
vergleichbar deutlich aufzeigen und ob alle Informationen in den Marketing-Anzeigen
in fairer, eindeutiger und nicht irreflihrender Weise dargestellt werden.

Um die Transparenz und den Anlegerschutz zu stérken, sollte der Zugang zu
Informationen ber die in nationalen Rechts- und Verwaltungsvorschriften enthaltenen
Vertriebsanforderungen fir Anteile von AIF oder OGAW dadurch verbessert werden,
dass die zustandigen Behorden wund die Europdische Wertpapier- und
Marktaufsichtsbehorde (im Folgenden ,,ESMA*) dazu verpflichtet werden, auf ihren
Websites zentrale Datenbanken in mindestens einer in internationalen Finanzkreisen
gebrauchlichen Sprache zu unterhalten.

Um die Gleichbehandlung von AIFM und OGAW-Verwaltungsgesellschaften zu
gewdhrleisten und um ihnen die Entscheidung zu erleichtern, ob sie im
grenzuberschreitenden Vertrieb von Investmentfonds tatig werden wollen, ist es
wichtig, dass die Gebulhren und Entgelte, die von den zustandigen Behdrden fir die in
den Richtlinien 2009/65/EG und 2011/61/EU genannte Zulassung, Registrierung und
Beaufsichtigung erhoben werden, in einem angemessenen Verhéltnis zu den
wahrgenommenen und 6ffentlich bekannt gegebenen Aufsichtsaufgaben stehen und
dass diese Gebuhren und Entgelte auf den Websites der zustédndigen Behdérden
veroffentlicht werden. Aus demselben Grund sollte die Website der ESMA ein
interaktives Tool zur Berechnung der von den zustdandigen Behdrden erhobenen
Gebuhren und Entgelte vorsehen.

Da die ESMA gemalR der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 des Europaischen
Parlaments und des Rates?® Marktentwicklungen in ihrem Zustandigkeitsbereich
uberwachen und bewerten sollte, ist es angezeigt und notwendig, die der ESMA zur
Verfligung stehenden Daten dadurch zu erweitern, dass alle AIFM und OGAW-
Verwaltungsgesellschaften und alle AIF und OGAW, die von diesen
Verwaltungsgesellschaften  verwaltet und  vertrieben werden, sowie alle
Mitgliedstaaten, in denen diese Investmentfonds vertrieben werden, in ihre bereits
bestehenden Datenbanken aufgenommen werden. Zu diesem Zweck sollten die
zustandigen Behorden der ESMA die Anzeigen, Anzeigeschreiben und schriftlichen
Mitteilungen tbermitteln, die sie auf der Grundlage der Richtlinien 2009/65/EG und
2011/61/EU erhalten haben.

Um gleiche Wettbewerbsbedingungen zwischen qualifizierten Risikokapitalfonds im
Sinne des Artikels3 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr.345/2013 des

26

Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 des Européischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010
zur  Errichtung  einer  Europdischen  Aufsichtsbehorde  (Europdische  Wertpapier-  und
Marktaufsichtsbehorde), zur Anderung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG und zur Aufhebung des
Beschlusses 2009/77/EG der Kommission (ABI. L 331 vom 15.12.2010, S. 84).
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(8)

(9)

(10)

Europaischen Parlaments und des Rates?’ bzw. qualifizierten Fonds fiir soziales
Unternehmertum im Sinne des Artikels 3 Buchstabe b der Verordnung (EU)
Nr. 346/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates?® einerseits und anderen AIF
andererseits zu gewahrleisten, mussen in diese Verordnungen Vorschriften tber das
Pre-Marketing aufgenommen werden, die mit den in der Richtlinie 2011/61/EU
enthaltenen einschldagigen Vorschriften Ubereinstimmen. Diese Vorschriften sollten
Verwalter, die gemaR diesen Verordnungen registriert sind, in die Lage versetzen, an
Anleger heranzutreten, um in Erfahrung zu bringen, ob bei ihnen Interesse an
kinftigen Investitionsmodglichkeiten bzw. -strategien im Bereich qualifizierter
Risikokapitalfonds bzw. qualifizierter Fonds flr soziales Unternehmertum besteht.

Der Kommission sollte die Befugnis Ubertragen werden, von der ESMA
ausgearbeitete Entwurfe technischer Regulierungsstandards anzunehmen, die
Vorschriften hinsichtlich der Angaben zu den von den zustdndigen Behdrden
erhobenen Gebuhren oder Entgelten oder gegebenenfalls hinsichtlich der
einschlégigen Berechnungsmethoden fur diese Gebuhren oder Entgelte enthalten.
Ebenso sollte der Kommission die Befugnis Ubertragen werden, von der ESMA
ausgearbeitete Entwirfe technischer Regulierungsstandards anzunehmen, die
Vorschriften zu den Angaben enthalten, die in den von den Richtlinien 2009/65/EG
und 2011/61/EU vorgeschriebenen Anzeigen, Anzeigeschreiben und schriftlichen
Mitteilungen Uber grenziiberschreitende Tatigkeiten gemacht werden missen. Die
Kommission sollte diese Entwirfe technischer Regulierungsstandards im Wege
delegierter Rechtsakte im Sinne des Artikels290 AEUV und geméall den
Acrtikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 annehmen.

Der Kommission sollte die Befugnis (bertragen werden, von der ESMA
ausgearbeitete technische Durchfuhrungsstandards zu erlassen, die sich auf die
Standardformulare, Mustertexte und Verfahren fir die durch die zustandigen
Behorden erfolgende Anzeige der Rechts- und Verwaltungsvorschriften im Bereich
der in ihrem Hoheitsgebiet geltenden Vertriebsanforderungen und die
Zusammenfassungen dieser Vorschriften, auf die HOhe der von den zustédndigen
Behdrden erhobenen Gebuhren oder Entgelte und gegebenenfalls auf die einschldgigen
Berechnungsmethoden beziehen. Um die Informationsubermittlung an die zustandigen
Behdrden sowie zwischen den zustandigen Behorden und der ESMA zu verbessern,
sollten die technischen Durchfiihrungsstandards die von den Richtlinien 2009/65/EG
und 2011/61/EU vorgeschriebenen Anzeigen, Anzeigeschreiben und schriftlichen
Mitteilungen zu grenziberschreitenden Téatigkeiten abdecken. Die Kommission sollte
diese technischen Durchfuihrungsstandards im Wege von Durchfiihrungsrechtsakten
im Sinne des Artikels 291 AEUV und gemdaR Artikel 15 der Verordnung (EU)
Nr. 1095/2010 annehmen.

Die der Kommission tibertragenen Befugnisse hinsichtlich der Annahme der von der
ESMA ausgearbeiteten Entwirfe technischer Regulierungs- und
Durchfihrungsstandards zu den Anzeigen, Anzeigeschreiben und schriftlichen
Mitteilungen zu grenziberschreitenden Tatigkeiten gemaR dieser Verordnung und den
Richtlinien 2009/65/EG und 2011/61/EU bedirfen einer Koordinierung. Die
[Richtlinie zur Anderung der Richtlinie 2009/65/EG und der Richtlinie 2011/61/EU im

27

28

Verordnung (EU) Nr. 345/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2013 (ber
Europdische Risikokapitalfonds (ABI. L 115 vom 25.4.2013, S. 1).

Verordnung (EU) Nr. 346/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2013 uber
Europdische Fonds fir soziales Unternehmertum (ABI. L 115 vom 25.4.2013, S. 18).
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(11)

(12)

(13)

(14)

Hinblick auf den grenziiberschreitenden Vertrieb von Investmentfonds] sollte daher die
Streichung dieser Befugnisibertragungen aus den Richtlinien 2009/65/EG und
2011/61/EU vorsehen.

Jede Verarbeitung personenbezogener Daten im Rahmen dieser Verordnung, wie etwa
der Austausch oder die Ubermittlung personenbezogener Daten durch die zustandigen
Behorden, sollte gemal der Verordnung (EU) 2016/679 des Européischen Parlaments
und des Rates” erfolgen, wahrend jeder Austausch und jede Ubermittlung von
Informationen durch die ESMA auf der Grundlage der Verordnung (EG) Nr. 45/2001
des Europaischen Parlaments und des Rates* erfolgen sollte.

Die Kommission sollte funf Jahre nach Inkrafttreten dieser Verordnung eine
Bewertung ihrer Anwendung vornehmen. Bei der Bewertung sollte den
Marktentwicklungen Rechnung getragen und geprift werden, ob die eingefuhrten
MaRnahmen den grenziberschreitenden Vertrieb von Investmentfonds verbessert
haben.

Zur Gewabhrleistung der Rechtssicherheit muss der Geltungsbeginn der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften zur Umsetzung der [Richtlinie zur Anderung der
Richtlinie 2009/65/EG und der Richtlinie 2011/61/EU im Hinblick auf den
grenzuberschreitenden Vertrieb von Investmentfonds] mit dem Geltungsbeginn der
vorliegenden Verordnung in Bezug auf Bestimmungen zu Marketing-Anzeigen und
Pre-Marketing Ubereinstimmen.

Da die Ziele dieser Verordnung, namlich die Starkung der Markteffizienz im Zuge der
Errichtung der Kapitalmarktunion, von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend
verwirklicht werden kdnnen, sondern vielmehr aufgrund ihrer Wirkungen auf
Unionsebene besser zu verwirklichen sind, kann die Union gemall dem in Artikel 5
des Vertrags Uber die Européische Union verankerten Subsidiaritatsprinzip tatig
werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der
VerhéltnismaRigkeit geht diese Verordnung nicht tiber das fir die Erreichung dieser
Ziele erforderliche MaR hinaus —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Begriffsbestimmungen

Fur die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

a)

b)

LAIF“  einen AIF im Sinne des Artikels4 Absatz1 Buchstabea der
Richtlinie 2011/61/EU;

LAIFM®  einen AIFM im Sinne des Artikels4 Absatz1 Buchstabeb der
Richtlinie 2011/61/EU;

29

30

Verordnung (EU) 2016/679 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz
natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 1).

Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 zum
Schutz natirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und
Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr (ABI. L 8 vom 12.1.2001, S. 1).
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»zustindige Behorde eine zustindige Behorde im Sinne des Artikels 2 Absatz 1
Buchstabe h der Richtlinie 2009/65/EG oder eine zustandige Behdrde im Sinne des
Artikels 4 Absatz 1 Buchstabe f oder h der Richtlinie 2011/61/EU;

»~Herkunftsmitgliedstaat“ den Mitgliedstaat, in dem der AIFM oder die OGAW-
Verwaltungsgesellschaft seinen/ihren satzungsmafigen Sitz hat;

»OGAW* einen OGAW, der gemal’ Artikel 5 der Richtlinie 2009/65/EG zugelassen ist;

»OGAW-Verwaltungsgesellschaft“ eine Verwaltungsgesellschaft im Sinne des
Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie 2009/65/EG.

Artikel 2
Anforderungen an Marketing-Anzeigen

AIFM bzw. OGAW-Verwaltungsgesellschaften stellen sicher, dass alle an Anleger
gerichteten Marketing-Anzeigen als solche erkennbar sind und die mit dem Erwerb
von Anteilen eines AIF bzw. eines OGAW verbundenen Risiken und Chancen
vergleichbar deutlich aufzeigen; ferner stellen sie sicher, dass alle in Marketing-
Anzeigen enthaltenen Informationen fair, eindeutig und nicht irrefiihrend sind.

OGAW-Verwaltungsgesellschaften stellen sicher, dass Marketing-Anzeigen, die
spezifische Informationen zu einem bestimmten OGAW enthalten, weder zu den
Informationen, die in dem in Artikel 68 der Richtlinie 2009/65/EG genannten
Prospekt enthalten sind, noch zu den in Artikel 78 derselben Richtlinie genannten
wesentlichen Informationen fir den Anleger im Widerspruch stehen; ferner stellen
sie sicher, dass die genannten Informationen in den genannten Marketing-Anzeigen
nicht heruntergespielt werden. OGAW-Verwaltungsgesellschaften stellen sicher,
dass in allen Marketing-Anzeigen darauf hingewiesen wird, dass ein Prospekt
existiert und dass die wesentlichen Informationen fir den Anleger verfugbar sind.
Den Marketing-Anzeigen ist zu entnehmen, wo, wie und in welcher Sprache Anleger
bzw. potenzielle Anleger den Prospekt und die wesentlichen Informationen flr den
Anleger erhalten konnen.

AIFM stellen sicher, dass Marketing-Anzeigen, die eine Aufforderung zum Erwerb
von Anteilen eines AIF sowie spezifische Angaben zu diesem AIF beinhalten, keine
Erklarungen enthalten, die im Widerspruch zu den Informationen stehen, welche den
Anlegern gemé&lR Artikel 23 der Richtlinie 2011/61/EU zur Verfugung gestellt
werden missen, oder die die Bedeutung dieser Informationen herunterspielen.

Absatz 2 gilt entsprechend fir AIF, die einen Prospekt gemaR der
Verordnung 2017/1129 des Europaischen Parlaments und des Rates®: oder gemaR
nationaler Rechtsvorschriften veroffentlichen, oder die Vorschriften in Bezug auf
Format und Inhalt der in Artikel 78 der Richtlinie 2009/65/EG genannten
wesentlichen Informationen fur den Anleger anwenden.

Spétestens am [PO: Please insert date 24 months after the date of entry into force]
gibt die ESMA Leitlinien Uber die Anwendung der in Absatz 1 genannten
Anforderungen an Marketing-Anzeigen heraus, die den mit einer im Internet

31

Verordnung (EU) 2017/1129 des Européischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2017 betreffend
den Prospekt, der beim 6ffentlichen Angebot von Wertpapieren oder bei deren Zulassung zum Handel an
einem geregelten Markt zu verdffentlichen ist, und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/71/EG (ABI.
L 168 vom 30.6.2017, S. 12).
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erfolgenden Veréffentlichung von Marketing-Anzeigen verbundenen Besonderheiten
Rechnung tragen; anschlieend aktualisiert die ESMA diese Leitlinien regelmaRig.

Artikel 3
Veroffentlichung nationaler Bestimmungen zu Vertriebsanforderungen

1. Die zustdndigen Behdrden verdffentlichen und aktualisieren auf ihren Websites
zentrale  Datenbanken mit allen geltenden nationalen Rechts- und
Verwaltungsvorschriften, die die fur AIF  und OGAW geltenden
Vertriebsanforderungen regeln, sowie Zusammenfassungen dieser \orschriften;
diese Veroffentlichungen und Aktualisierungen erfolgen in mindestens einer in
internationalen Finanzkreisen gebrauchlichen Sprache.

2. Die zustandigen Behorden zeigen der ESMA die in Absatz 1 genannten Rechts- und
Verwaltungsvorschriften und deren Zusammenfassungen sowie die Hyperlinks zu
den Websites der zustandigen Behorden, auf denen diese Informationen
veroffentlicht werden, an.

Die zustandigen Behorden zeigen der ESMA unverziiglich jede Anderung der nach
Unterabsatz 1 Gbermittelten Informationen an.

3. Die ESMA arbeitet einen Entwurf technischer Durchfiihrungsstandards aus, um die
Standardformulare, Mustertexte und Verfahren fiir nach diesem Artikel erfolgende
Anzeigen festzulegen.

Die ESMA legt der Kommission diesen  Entwurf  technischer
Durchfuhrungsstandards spatestens am [PO: Please insert date 18 months after the
date of entry into force] vor.

Der Kommission wird die Befugnis Ubertragen, die in Unterabsatz 1 genannten
technischen Durchfiihrungsstandards gemaR Artikel 15 der Verordnung (EU)
Nr. 1095/2010 zu erlassen.

4. Spatestens am [PO: Please insert date 48 months after the date of entry into force]
pruft die ESMA die in Absatz 1 genannten Vertriebsanforderungen und erstellt einen
einschlagigen Bericht, den sie der Kommission vorlegt. Die ESMA aktualisiert
diesen Bericht alle zwei Jahre.

Artikel 4

Zentrale Datenbank der ESMA mit nationalen Bestimmungen zu
Vertriebsanforderungen

Spétestens am [PO: Please insert date 30 months after the date of entry into force]
veroffentlicht die ESMA auf ihrer Website eine von ihr aktualisierte zentrale Datenbank mit
den nationalen Rechts- und Verwaltungsvorschriften zu den Vertriebsanforderungen und mit
den Zusammenfassungen dieser Vorschriften sowie mit den Hyperlinks zu den Websites der
zustandigen Behorden.

Artikel 5
Prufung der Marketing-Anzeigen

1. Allein zum Zweck der Uberpriifung der Einhaltung dieser Verordnung und der
nationalen Bestimmungen zu Vertriebsanforderungen kénnen die zustandigen
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Behorden eine systematische Anzeige der Marketing-Anzeigen verlangen, die
OGAW-Verwaltungsgesellschaften im Rahmen ihrer Kontakte zu den Anlegern
direkt oder indirekt einzusetzen beabsichtigen.

Die in Unterabsatz 1 genannte systematische Anzeige stellt keine VVorbedingung flr
den Vertrieb von OGAW-Anteilen dar.

Wenn zustdndige Behorden eine Anzeige der in Absatz 1 genannten Marketing-
Anzeigen verlangen, informieren sie innerhalb von 10 Arbeitstagen ab dem
Arbeitstag, der auf den Eingang einer Anzeige folgt, die jeweilige OGAW-
Verwaltungsgesellschaft (iber etwaige Aufforderungen zur Anderung ihrer
Marketing-Anzeigen.

Zustandige Behorden, die eine systematische Anzeige der Marketing-Anzeigen
verlangen, legen die einschldgigen Verfahren fest, wenden diese an und
veroffentlichen sie auf ihren Websites. Die internen Vorschriften und Verfahren
stellen eine transparente und diskriminierungsfreie Behandlung aller OGAW sicher,
unabhdangig davon, in welchem Mitgliedstaat die OGAW zugelassen sind.

Erlauben die Mitgliedstaaten, dass AIFM in ihrem Hoheitsgebiet Anteile von AIF an
Kleinanleger vertreiben, so gelten die Absétze 1 und 2 entsprechend fiir diese AIFM.

Zustandige Behorden, die eine systematische Anzeige der in Absatz 1 genannten
Marketing-Anzeigen verlangen, erstatten der ESMA bis zum 31. Mdrz jedes Jahres
Bericht Uber ihre im vorangegangenen Jahr getroffenen Entscheidungen, mit denen
sie Marketing-Anzeigen abgelehnt oder deren Anderung verlangt haben.

Der Bericht an die ESMA umfasst folgende Informationen:

a) die Gesamtzahl der getroffenen Entscheidungen mit einer Aufschliisselung
nach den hdufigsten VerstoRen sowie die Beschreibung des Gegenstands der
Entscheidungen;

b)  die Ergebnisse der einzelnen Entscheidungen;
c) ein konkretes Beispiel flr jeden der unter Buchstabe a genannten Verstolie.

Spétestens am 30. Juni jedes Jahres legt die ESMA der Kommission einen Bericht
vor, in dem die Auswirkungen der fur Marketing-Anzeigen geltenden nationalen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften analysiert werden.

Artikel 6
Gemeinsame Grundsatze fur Gebuhren bzw. Entgelte

Die von den zustandigen Behorden erhobenen Geblhren bzw. Entgelte stehen in
einem angemessenen Verhaltnis zu den Ausgaben im Zusammenhang mit der
Zulassung oder Registrierung und der Ausiibung der Aufsichts- und
Ermittlungsbefugnisse nach den Artikeln 44, 45 und 46 der Richtlinie 2011/61/EU
und den Artikeln 97 und 98 der Richtlinie 2009/65/EG.

Die zustandigen Behorden senden fiir das betreffende Geschaftsjahr eine Rechnung
an den satzungsmaRigen Sitz des AIFM oder der OGAW-Verwaltungsgesellschaft.
In der Rechnung sind die in Absatz 1 genannten Gebiuhren oder Entgelte, die
Zahlungsweise und das Falligkeitsdatum der Zahlung angegeben.
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Artikel 7
Veroffentlichung nationaler Bestimmungen tber Gebihren und Entgelte

Spétestens am [PO: Please insert date 6 months after the date of entry into force]
veroffentlichen die zustdndigen Behorden auf ihren Websites von ihnen aktualisierte
zentrale Datenbanken mit den in Artikel 6 Absatz 1 genannten Geblhren oder
Entgelten oder gegebenenfalls den Berechnungsmethoden fir diese Gebiihren oder
Entgelte; diese Veroffentlichung und Aktualisierung erfolgt in mindestens einer in
internationalen Finanzkreisen gebrauchlichen Sprache.

Die zustandigen Behorden zeigen der ESMA die Hohe der in Artikel 6 Absatz 1
genannten Gebuhren oder Entgelte und gegebenenfalls die Berechnungsmethoden fur
diese Gebuhren oder Entgelte an.

Die zustandigen Behorden zeigen der ESMA unverziiglich jede Anderung der nach
Unterabsatz 1 gemachten Angaben an.

Die ESMA arbeitet einen Entwurf technischer Regulierungsstandards aus, um
festzulegen, welche Informationen die zustandigen Behorden der ESMA nach
diesem Artikel anzuzeigen haben.

Die ESMA legt der Kommission diesen Entwurf technischer Regulierungsstandards
spatestens am [PO: Please insert date 18 months after the date of entry into force]
Vor.

Der Kommission wird die Befugnis Ubertragen, die in Unterabsatz 1 genannten
technischen Regulierungsstandards gemafR den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung
(EU) Nr. 1095/2010 zu erlassen.

Die ESMA arbeitet einen Entwurf technischer Durchfiihrungsstandards aus, um die
Standardformulare, Mustertexte und Verfahren fiir nach diesem Artikel erfolgende
Anzeigen festzulegen.

Die ESMA legt der Kommission diesen  Entwurf  technischer
Durchfuhrungsstandards spatestens am [PO: Please insert date 18 months after the
date of entry into force] vor.

Der Kommission wird die Befugnis Ubertragen, die in Unterabsatz 1 genannten
technischen Durchfiihrungsstandards nach Artikel 15 der Verordnung (EU)
Nr. 1095/2010 zu erlassen.

Artikel 8
Interaktive Datenbank der ESMA flir Gebuhren und Entgelte

Spétestens am [PO: Please insert date 30 months after the date of entry into force]
verdffentlicht die ESMA auf ihrer Website eine von ihr aktualisierte interaktive Datenbank,
die in mindestens einer in internationalen Finanzkreisen gebrduchlichen Sprache offentlich
zugéanglich ist und die in Artikel 6 Absatz 1 genannten Gebuihren oder Entgelte oder
gegebenenfalls die Berechnungsmethoden fur diese Gebiihren oder Entgelte enthélt.

Die interaktive Datenbank enthalt die Hyperlinks zu den Websites der in Artikel 7 Absatz 1
genannten zustandigen Behdrden.

Artikel 9
Interaktives Tool der ESMA zu Gebihren und Entgelten
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Spétestens am [PO: Please insert date 30 months after the date of entry into force] stellt die
ESMA auf ihrer Website ein von ihr entwickeltes und aktualisiertes, in mindestens einer in
internationalen Finanzkreisen gebrduchlichen Sprache oOffentlich zugéngliches interaktives
Tool zur Verfiigung, in dem die in Artikel 6 Absatz 1 genannten Gebiihren und Entgelte
dargestellt werden.

Das interaktive Tool ist Teil der in Artikel 8 genannten interaktiven Datenbank.

Artikel 10

Zentrale Datenbank der ESMA fur AIFM, OGAW-Verwaltungsgesellschaften, AIF und
OGAW

Spatestens am [PO: Please insert date 30 months after the date of entry into force]
veroffentlicht die ESMA auf ihrer Website eine von ihr aktualisierte, in mindestens einer in
internationalen Finanzkreisen gebrauchlichen Sprache o6ffentlich zugéangliche zentrale
Datenbank, in der alle AIFM, OGAW-Verwaltungsgesellschaften, AIF und OGAW, die diese
AIFM und OGAW-Verwaltungsgesellschaften verwalten und vertreiben, sowie die
Mitgliedstaaten, in denen diese Fonds vertrieben werden, aufgefihrt sind.

Artikel 11
Standardisierung der Anzeigen an die ESMA

1. Die zustandigen Behotrden der Herkunftsmitgliedstaaten Ubermitteln der ESMA
unverziglich alle Anzeigen, Anzeigeschreiben, schriftlichen Mitteilungen und
Informationen, die in Artikel 17 Absétze 3 und 8, Artikel 18 Absatze 2 und 4,
Artikel 93 Absétze 3 und 8 und Artikel 93a Absatz 3 der Richtlinie 2009/65/EG
sowie in Artikel 31 Absatze 2 und 4, Artikel 32 Absatze 3 und 7, Artikel 32a
Absatz 3 und Artikel 33 Abséatze 2 und 3 der Richtlinie 2011/61/EU aufgefihrt sind.

2. Die ESMA arbeitet einen Entwurf technischer Regulierungsstandards aus, um
festzulegen, welche Informationen gemdaR Artikel 17 Absétze 1, 2, 3, 8 und 9,
Artikel 18 Absédtze 1, 2 und 4, Artikel 93 Absdtze 1, 2 und 8 und Artikel 93a
Absatz 2 der Richtlinie 2009/65/EG sowie Artikel 32a Absatz 2 und Artikel 33
Absatze 2, 3 und 6 der Richtlinie 2011/61/EU anzuzeigen sind.

Die ESMA legt der Kommission diesen Entwurf technischer Regulierungsstandards
spatestens am [PO: Please insert date 18 months after the date of entry into force]
vor.

Der Kommission wird die Befugnis Ubertragen, die in Unterabsatz 1 genannten
technischen Regulierungsstandards gemafR den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung
(EU) Nr. 1095/2010 zu erlassen.

3. Die ESMA arbeitet einen Entwurf technischer Durchfiihrungsstandards aus, um die
Formulare, Mustertexte und Verfahren fir die Ubermittlung der in Artikel 17
Absatze 1, 2, 3, 8 und 9, Artikel 18 Absatze 1, 2 und 4, Artikel 93 Absatze 1, 2 und 8
und Artikel 93a Absatz 2 der Richtlinie 2009/65/EG sowie Artikel 31 Absdtze 2 und
4, Artikel 32 Absatze 2 und 7, Artikel 32a Absatz 2 und Artikel 33 Absatze 2, 3 und
6 der Richtlinie 2011/61/EU genannten Informationen sowie das Verfahren zur
Ubermittlung der Informationen durch die zustandigen Behérden fiir die Zwecke des
Absatzes 1 festzulegen.
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Die ESMA legt der Kommission diesen  Entwurf  technischer
Durchfuhrungsstandards spatestens am [PO: Please insert date 18 months after the
date of entry into force of this Regulation] vor.

Der Kommission wird die Befugnis Ubertragen, die in Unterabsatz 1 genannten
technischen Durchfiihrungsstandards geméaR Artikel 15 der Verordnung (EU)
Nr. 1095/2010 zu erlassen.

Artikel 12

Anderung der Verordnung (EU) Nr. 345/2013 tiber Europaische Risikokapitalfonds
Die Verordnung (EU) Nr. 345/2013 wird wie folgt gedndert:

(1)

()

Dem Artikel 3 wird folgender Buchstabe o angeflgt:

»(0) ,Pre-Marketing® die durch den Verwalter eines qualifizierten
Risikokapitalfonds oder in dessen Auftrag erfolgende direkte oder indirekte
Bereitstellung von Informationen Uber Anlagestrategien oder Anlagekonzepte an
potenzielle Anleger mit Wohnsitz oder satzungsmaRigem Sitz in der Union, mit dem
Ziel festzustellen, inwieweit diese Interesse an einem noch nicht registrierten
qualifizierten Risikokapitalfonds haben.*;

Folgender Artikel 4a wird eingefugt:
,,Artikel 4a

1. Verwalter qualifizierter Risikokapitalfonds kénnen in der Union Pre-Marketing
betreiben, sofern die den potenziellen Anlegern vorgelegten Informationen folgende
Voraussetzungen erfillen:

a)  Sie beziehen sich nicht auf bereits bestehende qualifizierte Risikokapitalfonds;

b) sie enthalten keine Verweise auf bereits bestehende qualifizierte
Risikokapitalfonds;

c) sie versetzen die Anleger nicht in die Lage, sich zum Erwerb von Anteilen
bestimmter qualifizierter Risikokapitalfonds zu verpflichten;

d) es handelt sich nicht um Prospekte, Grindungsdokumente von noch nicht
registrierten qualifizierten Risikokapitalfonds, Angebotsunterlagen,
Zeichnungsformulare oder ahnliche Dokumente (unabhéngig davon, ob sie in
einem Entwurf oder in endgiltiger Form vorliegen), die die Anleger in die
Lage versetzen, eine Anlageentscheidung zu treffen.

2. Die zustandigen Behodrden verlangen nicht, dass die Verwalter qualifizierter
Risikokapitalfonds ihnen ihre Absicht anzeigen, Pre-Marketing zu betreiben.

3. Zeichnen Anleger Anteile qualifizierter Risikokapitalfonds, die im Anschluss an
Pre-Marketing gemaR Absatz 1 registriert wurden, oder Anteile qualifizierter
Risikokapitalfonds, die von Verwaltern qualifizierter Risikokapitalfonds verwaltet
und vertrieben werden, welche fir noch nicht registrierte qualifizierte
Risikokapitalfonds mit vergleichbaren Merkmalen Pre-Marketing betrieben haben,
so gilt dies als Vertriebsergebnis.

4. Verwalter qualifizierter Risikokapitalfonds, die Anteile qualifizierter
Risikokapitalfonds, die Gegenstand von Pre-Marketing waren, zur Zeichnung
anbieten, unterrichten die zustandige Behdrde gemal Artikel 15.¢
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Artikel 13

Anderung der Verordnung (EU) Nr. 346/2013 tiber Europaische Fonds fur soziales

Unternehmertum

Die Verordnung (EU) Nr. 346/2013 wird wie folgt geandert:

1)

)

Dem Artikel 3 wird folgender Buchstabe o angeflgt:

»(0) ,,Pre-Marketing* die durch den Verwalter eines qualifizierten Fonds fiir
soziales Unternehmertum oder in dessen Auftrag erfolgende direkte oder indirekte
Bereitstellung von Informationen Uber Anlagestrategien oder Anlagekonzepte an
potenzielle Anleger mit Wohnsitz oder satzungsmaRigem Sitz in der Union, mit dem
Ziel festzustellen, inwieweit diese Interesse an einem noch nicht registrierten Fonds
fiir soziales Unternehmertum haben.*;

Folgender Artikel 4a wird eingefigt:
,Artikel 4a

1. Verwalter qualifizierter Fonds flr soziales Unternehmertum konnen in der Union
Pre-Marketing betreiben, sofern die den potenziellen Anlegern vorgelegten
Informationen folgende Voraussetzungen erfullen:

a)  Sie beziehen sich nicht auf bereits bestehende qualifizierte Fonds fir soziales
Unternehmertum;

b) sie enthalten keine Verweise auf bereits bestehende Fonds fiur soziales
Unternehmertum;

c) sie versetzen Anleger nicht in die Lage, sich zum Erwerb von Anteilen
bestimmter qualifizierter Fonds flr soziales Unternehmertum zu verpflichten;

d) es handelt sich nicht um Prospekte, Grindungsdokumente von noch nicht
registrierten  qualifizierten  Fonds  fir  soziales  Unternehmertum,
Angebotsunterlagen,  Zeichnungsformulare oder &hnliche Dokumente
(unabhéngig davon, ob sie in einem Entwurf oder in endgultiger Form
vorliegen), die die Anleger in die Lage versetzen, eine Anlageentscheidung zu
treffen.

2. Die zustandigen Behorden verlangen nicht, dass die Verwalter qualifizierter Fonds
fir soziales Unternehmertum ihnen ihre Absicht anzeigen, Pre-Marketing zu
betreiben.

3. Zeichnen Anleger Anteile qualifizierter Fonds fir soziales Unternehmertum, die
im Anschluss an Pre-Marketing gemal3 Absatz 1 registriert wurden, oder Anteile
qualifizierter Fonds fir soziales Unternehmertum, die von Verwaltern qualifizierter
Fonds fiir soziales Unternehmertum verwaltet und vertrieben werden, welche fur
noch nicht registrierte qualifizierte Fonds fir soziales Unternehmertum mit
vergleichbaren Merkmalen Pre-Marketing betrieben haben, so gilt dies als
Vertriebsergebnis.

4. Verwalter qualifizierter Fonds fir soziales Unternehmertum, die Anteile
qualifizierter Fonds fir soziales Unternehmertum, die Gegenstand von Pre-
Marketing waren, zur Zeichnung anbieten, unterrichten die zustdndige Behorde
gemal Artikel 16.«
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Artikel 14
Bewertung

Spétestens am [PO: Please insert date 60 months after the date of entry into force] nimmt die
Kommission auf der Grundlage einer 6ffentlichen Konsultation und vor dem Hintergrund von
Beratungen mit der ESMA und den zustdndigen Behorden eine Bewertung der Anwendung
dieser Verordnung vor.

Artikel 15
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der
Europaischen Union in Kraft.

Sie gilt ab dem [PO: Please insert the twentieth day following that of its publication in the
Official Journal of the European Union], mit Ausnahme von Artikel 2 Absétze 1 und 4,
Artikel 3 Absétze 1 und 2, Artikel 12 und Artikel 13, die ab dem [PO: Please insert date 24
months after the date of entry into force] gelten.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brussel am [...]

Im Namen des Europaischen Parlaments  Im Namen des Rates
Der Président Der Prasident
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FINANZBOGEN

RAHMEN DES VORSCHLAGS/DER INITIATIVE
Bezeichnung des Vorschlags/der Initiative

Vorschlag fir eine Verordnung des Europaischen Parlaments und des Rates zur Erleichterung
des grenziberschreitenden Vertriebs von Investmentfonds und zur Anderung der
Verordnungen (EG) Nr. 345/2013 und (EU) Nr. 346/2013

1.2.

Politikbereich(e)

Finanzstabilitat, Finanzdienstleistungen und Kapitalmarktunion

1.3.

1.4.
1.4.1.

Art des Vorschlags/der Initiative
01 Der Vorschlag/Die Initiative betrifft eine neue Malinahme.

L1 Der Vorschlag/Die Initiative betrifft eine neue MalRhahme im Anschluss an ein
Pilotprojekt/eine vorbereitende MaRnahme®.

M Der Vorschlag/Die Initiative betrifft die Verlangerung einer bestehenden MaBnahme.
01 Der Vorschlag/Die Initiative betrifft eine neu ausgerichtete MaRnahme.

Ziel(e)

Mit dem Vorschlag/der Initiative verfolgte mehrjahrige strategische Ziele der Kommission

Allgemeines Ziel 1: Neue Impulse flr Arbeitsplatze, Wachstum und Investitionen
Allgemeines Ziel 2: Ein vertiefter und fairerer Binnenmarkt mit gestérkter industrieller Basis

1.4.2.

Einzelziel(e)

1.6 Starkung des grenziberschreitenden Investitionsflusses.

2.4 Gewahrleistung des Zugangs zu sicheren und zuverldssigen Versicherungs-,
Altersvorsorge- und OGAW-Produkten und -dienstleistungen fur die Verbraucher, sowohl auf
nationaler als auch auf grenzliberschreitender Ebene.

ABM-/ABB-Tétigkeit(en):
12. Finanzdienstleistungen und Kapitalmérkte

3 Im Sinne des Artikels 54 Absatz 2 Buchstabe a oder b der Haushaltsordnung.

DE
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1.4.3.

1.4.4.

Erwartete Ergebnisse und Auswirkungen

Bitte geben Sie an, wie sich der Vorschlag/die Initiative auf die Begunstigten/Zielgruppen
auswirken durfte.

Die Verringerung der regulatorischen Hindernisse fiir den grenziiberschreitenden Vertrieb von
Investmentfonds dirfte die Kosten, die fiir Vermogensverwalter mit der Aufnahme einer
grenzilberschreitenden Tatigkeit verbunden sind, senken und damit die Zunahme des
grenziberschreitenden Vertriebs von Investmentfonds beschleunigen und die Vertiefung des
Binnenmarkts flir EU-Investmentfonds fordern.

Dies wiederum durfte die Marktfragmentierung verringern, den Wettbewerb starken und
letztlich dazu beitragen, dass die Anleger in der EU mehr Auswahl haben und héhere Renditen
erzielen.

Leistungs- und Erfolgsindikatoren

Bis Ende 2019 wird die Kommission ein detailliertes Programm zur Uberwachung der
Leistungen, Ergebnisse und  Auswirkungen dieses Vorschlags erstellen. Im
Uberwachungsprogramm werden die Instrumente benannt, mit denen Daten und sonstige
erforderliche Nachweise erfasst werden, und die Zeitabstdnde der Erfassung angegeben. Im
Uberwachungsprogramm wird festgelegt, welche MaRnahmen bei der Erfassung und
Auswertung der Daten und sonstigen Nachweise von der Kommission, von den
Mitgliedstaaten und von der ESMA zu treffen sind.

Im Hinblick auf die Uberwachung und Vorbereitung einer Bewertung der Auswirkungen
dieses Vorschlags konnte die folgende nicht erschdpfende Liste von Quellen eine Grundlage
fur die Informationsbeschaffung bilden:

a)  Websites der zustdndigen Behdrden fir nationale Vertriebsanforderungen sowie
behordliche Geblhren und Entgelte,

b)  ESMA-Datenbank flr nationale Vertriebsanforderungen,

¢) ESMA-Datenbank fur behordliche Gebuhren und Entgelte,

d) Interaktives Tool der ESMA zu behordlichen Gebiihren und Entgelten,
e) ESMA-Datenbank fur Anzeigen.

Mithilfe der unter Buchstabe e genannten Quelle konnte die Kommission priifen, ob das
allgemeine Ziel erreicht wurde, wahrend anhand der unter den Buchstaben a bis d genannten
Quellen analysiert werden konnte, inwieweit die Einzelziele erreicht wurden.

Die mit diesen Quellen verbundenen Uberwachungs- und Bewertungsindikatoren kénnten sich
unter anderem auf folgende Ergebnisse beziehen:

. Einrichtung/Aktualisierung von Websites durch die zustandigen Behodrden und die
ESMA (Nutzung der unter den Buchstaben a bis ¢ genannten Quellen, Priifung, ob
Informationen auf diesen Websites verfligbar sind);

. Einrichtung einer interaktiven Datenbank fur Gebiihren und Entgelte durch die ESMA
(Nutzung der unter Buchstabe d genannten Quelle, Priifung, ob die Datenbank in Betrieb ist.

Die Bewertung der Ergebnisse und Auswirkungen sollte sich auf die unter Buchstabe e
genannte Quelle stiitzen. Anhand dieser Quelle kdnnen die Anzahl der Anzeigen insgesamt
und nach Mitgliedstaat sowie die Wachstumsrate insgesamt und nach Mitgliedstaat festgestellt
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1.5.
1.5.1.

1.5.2.

1.5.3.

1.5.4.

werden. Bei der Analyse sollte die derzeitige Zunahme des grenziiberschreitenden Vertriebs
von Fonds als Benchmark zugrunde gelegt werden: Die durchschnittliche Zunahme der
Anzahl der grenzibergreifenden Fonds betrug in den letzten flnf Jahren 6,8 % pro Jahr. Bei
ansonsten gleichen Voraussetzungen durfte sich das Wachstum dank dieser Initiative weiter
beschleunigen. Die Bewertung auf der Grundlage der unter Buchstabe e genannten Quelle
konnte von der ESMA einmal im Jahr durchgefiihrt werden; die Ergebnisse dieser Bewertung
sollte der Européischen Kommission zwecks weiterer Verwendung oder Analyse im Rahmen
ihrer Uberwachung und Bewertung Gbermittelt werden.

Begrindung des Vorschlags/der Initiative
Kurz- oder langfristig zu deckender Bedarf

Kurzfristig ist die ESMA mit der Entwicklung und Aktualisierung von Datenbanken flr
nationale Vertriebsanforderungen, behdrdliche Gebihren und Entgelte sowie Anzeigen
beauftragt. Daruber hinaus hat die ESMA die Aufgabe, im Rahmen der Datenbank fir
behordliche Geblhren und Entgelte ein interaktives Tool einzufihren, mit dessen Hilfe die
Interessentrédger die Hohe der behdrdlichen Gebuhren fir jeden Mitgliedstaat berechnen
kdnnen.

Darliber hinaus muss die ESMA innerhalb von 18 Monaten nach Inkrafttreten dieser Initiative
technische Regulierungs- und Durchfuihrungsstandards ausarbeiten.

Mehrwert aufgrund des Tatigwerdens der EU

MaRnahmen auf EU-Ebene sind notwendig, da das Hauptproblem, das mit dieser Initiative
angegangen werden soll, d. h. das Funktionieren des Binnenmarktes fir Investmentfonds
(insbesondere die Verwendung des EU-Vertriebspasses durch Investmentfonds), nicht auf das
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats beschréankt ist und von den Mitgliedstaaten allein auf
nationaler Ebene nicht bewaltigt werden kann. Mit den bisherigen Bemuhungen der ESMA
um eine Annaherung der nationalen (aufsichtlichen) Verfahren in diesem Bereich konnten das
festgestellte Problem nicht gel6st werden. Mit dem vorliegenden Vorschlag werden die
vorstehend beschriebenen Aufgaben, die von den Mitgliedstaaten allein nicht bewaéltigt
werden konnen, daher der ESMA Ubertragen.

Aus friiheren &hnlichen MaRnahmen gewonnene Erkenntnisse

Die ESMA wurde bereits mit ahnlichen Aufgaben betraut; so flhrt sie z. B. fur OGAW, AlF,
EUVECA und EuSEF Register zugelassener Verwalter. Die Erfahrungen waren insgesamt
positiv.

Vereinbarkeit mit anderen Finanzierungsinstrumenten sowie mogliche Synergieeffekte

Die Initiative steht im Einklang mit der gréReren Bedeutung, die der ESMA im Vorschlag zur
Prifung der ESA beigemessen wird. Sie hat jedoch keine direkten Auswirkungen auf den
Vorschlag der Kommission zur Prufung der ESA, da es sich um einen spezifischen
technischen Aspekt handelt, der nicht Gegenstand der Uberpriifung ist.
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1.6. Laufzeit der MaRnahme und Dauer ihrer finanziellen Auswirkungen
O Vorschlag/Initiative mit befristeter Laufzeit
O Laufzeit: [TT/MM]JJJJ bis [TT/MM]JJIIJ
— O Finanzielle Auswirkungen: JJJJ bis JJJJ
M Vorschlag/Initiative mit unbefristeter Laufzeit
— Anlaufphase von [JJJJ] bis [JJ]],
— anschlielRend reguldre Umsetzung.
1.7. Vorgeschlagene Methode(n) der Mittelverwaltung™®
L1 Direkte Verwaltung durch die Kommission Uber:
— [ Exekutivagenturen
L] Geteilte Verwaltung mit Mitgliedstaaten
M Indirekte Verwaltung durch Ubertragung von Haushaltsvollzugsaufgaben an:
L1 internationale Einrichtungen und deren Agenturen (bitte angeben);
1 die EIB und den Européischen Investitionsfonds;
M Einrichtungen im Sinne der Artikel 208 und 209 der Haushaltsordnung;
[ 6ffentlich-rechtliche Korperschaften;

L1 privatrechtliche Einrichtungen, die im offentlichen Auftrag tatig werden, sofern sie
ausreichende Finanzsicherheiten bieten;

L1 privatrechtliche Einrichtungen eines Mitgliedstaats, die mit der Einrichtung einer
Offentlich-privaten Partnerschaft betraut werden und die ausreichende Finanzsicherheiten
bieten;

[1 Personen, die mit der Durchfuhrung bestimmter MaRnahmen im Bereich der GASP im
Rahmen des Titels V EUV betraut und in dem mal3geblichen Basisrechtsakt benannt sind.

Bemerkungen

Entfallt

3 Erlduterungen zu den Methoden der Mittelverwaltung und Verweise auf die Haushaltsordnung enthélt die

Website BudgWeb (in franzdsischer und englischer Sprache):
https://myintracomm.ec.europa.eu/budgweb/EN/man/budgmanag/Pages/budgmanag.aspx.
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2.2.
2.2.1.

2.2.2.

2.3.

VERWALTUNGSMASSNAHMEN
Monitoring und Berichterstattung

Bitte geben Sie an, wie oft und unter welchen Bedingungen diese Tétigkeiten erfolgen.

Im Einklang mit den bestehenden Vereinbarungen berichtet die ESMA regelmaRig uber ihre
Tatigkeiten (u. a. interne Berichterstattung an die Geschéftsleitung, Berichterstattung an den
Rat der Aufseher und das Direktorium und Erstellung von Jahresberichten). Ferner prifen der
Rechnungshof und der Interne Auditdienst, wie die ESMA ihre Ressourcen einsetzt. Das
Monitoring und die Berichterstattung in Bezug auf die hier vorgeschlagenen MalRnahmen
werden den bestehenden Anforderungen entsprechen.

Verwaltungs- und Kontrollsystem
Ermittelte Risiken

Was die rechtlichen und wirtschaftlichen Risiken sowie den effizienten Einsatz der Mittel
anbelangt, wird davon ausgegangen, dass die vorgeschlagene Verordnung keine neuen Risiken
bergen dirfte, die nicht durch den bestehenden ESMA-Rahmen fir die interne Kontrolle
abgedeckt waren.

Angaben zum Aufbau des Systems der internen Kontrolle

Die in der ESMA-Verordnung vorgesehenen Verwaltungs- und Kontrollsysteme wurden
bereits umgesetzt. Um zu gewadhrleisten, dass in allen Bereichen der internen Kontrolle
angemessene Standards erreicht werden, arbeitet die ESMA eng mit dem Internen Auditdienst
der Kommission zusammen. Diese Regelungen werden auch in Bezug auf die Rolle
Anwendung finden, die der ESMA nach dem vorliegenden Vorschlag zukommen wird.
Kommission, Parlament und Rat erhalten j&hrliche interne Auditberichte.

Pravention von Betrug und Unregelmalfiigkeiten

Zur Bekampfung von Betrug, Korruption und sonstigen rechtswidrigen Handlungen werden
die Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 883/2013 des Européischen Parlaments und des
Rates vom 11. September 2013 (ber die Untersuchungen des Europdischen Amtes flr
Betrugsbekampfung (OLAF) ohne Einschrankung auf die ESMA angewendet.

Die ESMA verfugt gegenwartig ber eine eigene Strategie zur Betrugsbekdmpfung und einen
entsprechenden Aktionsplan. Die Strategie und der Aktionsplan wurden 2014 eingerichtet. Die
verschérften Malinahmen der ESMA im Bereich der Betrugsbekdmpfung werden mit den
Vorschriften und Leitlinien im Einklang stehen, die von der Haushaltsordnung
(Betrugsbekampfungsmalinahmen als Teil der wirtschaftlichen Haushaltsfiihrung), der
Betrugsbekampfungspolitik des OLAF, den Bestimmungen der Betrugsbek&mpfungsstrategie
der Kommission (KOM(2011) 376) sowie dem Gemeinsamen Konzept fiir die dezentralen
Agenturen der EU (Juli 2012) und dem damit verbundenen Fahrplan vorgegeben werden.

Die Verordnung zur Einrichtung der ESMA enthélt die Bestimmungen tber die Durchfiihrung
und Kontrolle des Haushaltsplans der ESMA und die anwendbaren Finanzregelungen.
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3. GESCHATZTE FINANZIELLE AUSWIRKUNGEN DES VORSCHLAGS/DER
INITIATIVE
3.1. Betroffene Rubrik(en) des mehrjahrigen Finanzrahmens und Ausgabenlinie(n)
e Bestehende Haushaltslinien
In der Reihenfolge der Rubriken des mehrjahrigen Finanzrahmens und der Haushaltslinien
RUbrik des Haushaltslinie Aﬁsrggggn Finanzierungsbeitrage
mehrjéhrig von
h Artikel 21
Finar??rahm la: Wettbewerbsfahigkeit fur Wachstum und GMé I}IG LE_FTdA- Kan\clj(i)gaten Dri\t/ttl)gn i o bsats 2
o | Beschtigng T e R R e
la 12 02 06 ESMA GM NEIN | NEIN NEIN | NEIN
e Neu zu schaffende Haushaltslinien
In der Reihenfolge der Rubriken des mehrjahrigen Finanzrahmens und der Haushaltslinien
Rubrik des Haushaltslinie Aﬁsrggggn Finanzierungsbeitrage
mehrjéhrig
en nach Artikel 21
Finanzrahm Nummlf r GM/NGM Ezgr,ld\- Kan\c/i(i)cri]aten Dri\t/tcl)gnde Bu cﬁ?tifélf der
ens [Rubrl ............................................. ] Landern landern m Haushansordnung
XXYY.YY.YY
] [ ] (.1 | SANEI| JANEL | JANEL e
[...] N N N

34 GM = Getrennte Mittel / NGM = Nicht getrennte Mittel.

35
36
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EFTA: Europdische Freihandelsassoziation.
Kandidatenlander und gegebenenfalls potenzielle Kandidaten des Westbalkans.
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3.2.  Geschatzte Auswirkungen auf die Ausgaben®’
3.2.1.  Ubersicht

in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)

Rubrik des mehrjéahrigen

) la Wettbewerbsfahigkeit fiir Wachstum und Beschéftigung
Finanzrahmens

Bei langer andauernden

Jahr Jahr Jahr Jahr Auswirkungen (siehe 1.6)
ESMA N8 N+13° N+2 N+3 bitte weitere Spalten GESAMT
einfigen
Aufgrund der
Verpflichtungen @) 0441 0191 ESA-
Kofinanzierungsve
Titel 1. relnbarun_g (60/40)
werden hier nur
Zahlungen @ | 0441 | 0191 40 % der

veranschlagten
Kosten aufgefiihrt.

Verpflichtungen (1a)

Titel 2:
Zahlungen (2a)
Titel 3: Verpflichtungen (3a)
Zahlungen (3b)
=1+la
Verpflichtungen 0441 0191
Mittel INSGESAMT *3a
fur ESMA
Zahlungen T 0191
g s | 0441

37
38
39

Weitere Einzelheiten sind dem Anhang zu entnehmen.
Das Jahr N ist das Jahr, in dem mit der Umsetzung des VVorschlags/der Initiative begonnen wird.

Die Ausgaben fur den Zeitraum 2021-N werden nur zur Veranschaulichung angegeben. Die Auswirkungen auf den EU-Haushalt in der Zeit nach 2020 werden
im Kommissionsvorschlag fiir den nachsten mehrjahrigen Finanzrahmen beriicksichtigt.
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Rubrik des mehrjahrigen

Einanzrahmens 5 ., Verwaltungsausgaben*
in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)
Bei langer andauernden
‘]?\rl]r \]Nafi JNafg ‘]Naf:; Auswirkungen (siehe 1.6) bitte GESAMT
weitere Spalten einfligen
GD FISMA
* Personalausgaben
* Sonstige Verwaltungsausgaben
GD FISMA INSGESAMT Mittel
Mittel INSGESAMT Vernflichtungen insq. =
unter der RUBRIK 5 g aroes, 1nsg: =
des mehrjahrigen Finanzrahmens
in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)
Bei langer andauernden
Ja% Jahzl JNah£ ‘]Nahé Auswirkungen (siehe 1.6) bitte GESAMT
N N+1 + + weitere Spalten einfligen
Mittel INSGESAMT Verpflichtungen 0 441 0191

40 Das Jahr N ist das Jahr, in dem mit der Umsetzung des VVorschlags/der Initiative begonnen wird.

4 Die Ausgaben fiir den Zeitraum 2021-N werden nur zur Veranschaulichung angegeben. Die Auswirkungen auf den EU-Haushalt in der Zeit nach 2020 werden

im Kommissionsvorschlag fiir den nachsten mehrjahrigen Finanzrahmen beriicksichtigt.
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Zahlungen

0441
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3.2.2.  Geschatzte Auswirkungen auf die Mittel der ESMA
— M Fir den Vorschlag/die Initiative werden keine operativen Mittel benétigt
— [ Fdr den Vorschlag/die Initiative werden die folgenden operativen Mittel benétigt:
Mittel fir Verpflichtungen in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)
Ziele und
Ergebnisse
angeben Jahr Jahr Jahr Jahr Bei langer andauernden Auswirkungen
N N+142 N+2 N+3 (siehe 1.6) bitte weitere Spalten einfiigen GESAMT
g
ERGEBNISSE
Art | Durchschnittskos = Koste = Koste = Koste = Koste = Koste = Koste = Koste | Gesamtzah | Gesamtkoste
43 (5] (5] (5 [<5) (5] [<5) [<5)
ten z n z n z n pd n z n pd n pd n | n
44
EINZELZIEL Nr. 1.6 und 2.4
— Datenbank fiir 0200 0 040 Aufgrund der ESA-
behtrdliche Kofinanzierungsvereinbar
Gebiihren/Entg ung von 60/40 werden
— Datenbank fiir 0100 0020 hier nur 40 % der
Anzeigen veranschlagten Kosten
— Ergebnis
Zwischensumme fiir Einzelziel Nr. 1

EINZELZIEL Nr. 2 ...

42

Kommissionsvorschlag fur den ndchsten mehrjahrigen Finanzrahmen berlcksichtigt.

43
44

33

Ergebnisse sind Produkte, die geliefert, und Dienstleistungen, die erbracht werden (z. B.: Zahl der Austauschstudenten, gebaute StraBenkilometer).
Wie unter 1.4.2. (,,Einzelziele...*) beschrieben.

Die Ausgaben fir den Zeitraum 2021-N werden nur zur Veranschaulichung angegeben. Die Auswirkungen auf den EU-Haushalt in der Zeit nach 2020 werden im
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— Ergebnis

Zwischensumme fiir Einzelziel Nr. 2

GESAMTKOSTEN

0300

0060

34
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3.2.3.

3.2.3.1. Zusammenfassung

Geschatzte Auswirkungen auf die Humanressourcen der ESMA

— [ Fdr den Vorschlag/die Initiative werden keine Verwaltungsmittel benotigt

— M Fur den Vorschlag/die Initiative werden die folgenden Verwaltungsmittel

bendtigt:

in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)

Jahr Jahr Jahr Jahr Bei langer andauernden Auswirkungen | GESAM
N45 [\|+146 N+2 N+3 (siehe 1.6) bitte weitere Spalten einfugen T
Aufgrund
der ESA-
Kofinanzi
0141 erungsver
einbarung
(2 Mitarbeit 0131 von 60/40
Beamte er, . werden
(Funktionsgruppe AD) | einschliegli | (2 Mitarb hier nur
ch eiter) 40 % der
Einstellung veranschla
skosten) gten
Kosten
angegeben
Beamte
(Funktionsgruppe A
ST)
Vertragsbedienstete
Zeitbedienstete
Abgeordnete nationale
Sachverstandige
0141
(2 Mitarbeit 0131
GESAMT e | (2 Mitarb
einschlieBli eiter)
ch
Einstellung
skosten)

45
46

Das Jahr N ist das Jahr, in dem mit der Umsetzung des Vorschlags/der Initiative begonnen wird.
Die Ausgaben fir den Zeitraum 2021-N dienen nur der Veranschaulichung. Die Auswirkungen auf den

EU-Haushalt in der Zeit nach 2020 werden im Kommissionsvorschlag fur den nachsten mehrjahrigen
Finanzrahmen beriicksichtigt.
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Geschétzte personelle Auswirkungen (zusatzliche VZA) — Stellenplan

Funktions- und
Besoldungsgruppen

Jahr N

Jahr N+1

Jahr N+2

Bei langer andauernden
Auswirkungen (siehe 1.6)
bitte weitere Spalten
einfiigen

AD16
AD15
AD14
AD13
AD12
AD11
AD10
AD9
ADS8
AD7
ADG6

AD5

AD insgesamt

0141
(2 Mitarbeiter,
einschlieBlich
Einstellungskosten)

0131
(2 Mitarbeiter)

AST11
AST10
AST9
ASTS8
AST7
AST6
ASTS

AST4

36
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AST3
AST2

AST1

AST insgesamt

AST/SC 6
AST/SC5
AST/SC 4
AST/SC 3
AST/SC 2
AST/SC 1

AST/SC insgesamt

INSGESAMT

0141

(2 Mitarbeiter,
einschlieBlich
Einstellungskosten)

(2 Mitarbeiter)

0131

Geschétzte personelle Auswirkungen (zusatzliches Personal) — externes Personal

Bei langer andauernden
] Auswirkungen (siehe 1.6) bitte
Vertragsbedienstete Jahr N Jahr N+1 Jahr N+2 weitere Spalten einfiigen
Funktionsgruppe IV
Funktionsgruppe 11
Funktionsgruppe Il
Funktionsgruppe |
Gesamt
. Bei langer andauernden
Abgeordnete nat_lonale Auswirkungen (siehe 1.6) bitte
Sachversténdige Jahr N Jahr N+1 Jahr N+2 weitere Spalten einfiigen
Gesamt
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3.2.3.2. Geschatzter Personalbedarf bei der Uibergeordneten GD
— M Fur den Vorschlag/die Initiative wird kein Personal benétigt.
— [ Fdr den Vorschlag/die Initiative wird das folgende Personal benétigt:

Schatzung in ganzzahligen Werten (oder mit hdchstens einer Dezimalstelle)

Bei langer andauernden

Jahr Jahr Jahr Auswirkungen (siehe 1.6)
N N+1 N+2 Jahr N+3 bitte weitere Spalten
einfligen

e Planstellen (Beamte und Zeitbedienstete)

XX 010101 (am Sitz und in den
Vertretungen der Kommission)

XX 01 01 02 (in den Delegationen)

XX 01 05 01 (indirekte Forschung)

10 01 05 01 (direkte Forschung)

eExternes Personal (in Vollzeitaquivalenten:
vz

XX 010201 (VB, ANS und LAK
der Globaldotation)

XX 010202 (VB, OB, ANS, LAK
und JSD in den Delegationen)

- am Sitz der

. .49
X>§ 0104 Kommission
.4

1l

-inden
Delegationen

XX 010502 (VB, ANS und LAK
der indirekten Forschung)

10 01 05 02 (VB, ANS und LAK
der direkten Forschung)

Sonstige Haushaltslinien (bitte
angeben)

GESAMT

XX steht fur den jeweiligen Politikbereich bzw. Haushaltstitel.

Der Personalbedarf wird durch der Verwaltung der MaRnahme zugeordnetes Personal der
GD oder GD-interne Personalumsetzung gedeckt. Hinzu kommen etwaige zusatzliche Mittel,
die der fur die Verwaltung der MaRnahme zustandigen GD nach Maligabe der verfugbaren
Mittel im Rahmen der jahrlichen Mittelzuweisung zugeteilt werden.

4 VB = Vertragshedienstete; OB = Ortliche Bedienstete; ANS = Abgeordnete nationale Sachverstandige;

LAK = Leiharbeitskrafte; JSD = junge Sachverstandige in Delegationen.

Teilobergrenze fiir aus operativen Mitteln finanziertes externes Personal (vormalige BA-Linien).
Hauptsachlich fur die Strukturfonds, den Européischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des
landlichen Raums (ELER) und den Europdischen Fischereifonds (EFF).

48
49
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Beschreibung der auszufiihrenden Aufgaben:

Beamte und Zeitbedienstete

Externes Personal

Einzelheiten der Kostenberechnung fur die Vollzeitaquivalente sind im Anhang V Abschnitt 3
anzugeben.

DE 39




3.2.4.

3.2.5.

Vereinbarkeit mit dem mehrjahrigen Finanzrahmen
— ™ Der Vorschlag/Die Initiative ist mit dem mehrjahrigen Finanzrahmen vereinbar.

— [ Der Vorschlag/Die Initiative erfordert eine Anpassung der betreffenden Rubrik des
mehrjahrigen Finanzrahmens.

Bitte erldutern Sie die erforderliche Anpassung unter Angabe der betreffenden Haushaltslinien und der
entsprechenden Betrége.

[..]

— [ Der  Vorschlag/Die Initiative erfordert  eine Inanspruchnahme
Flexibilitatsinstruments oder eine Anderung des mehrjahrigen Finanzrahmens.*

des

Bitte erlutern Sie den Bedarf unter Angabe der betreffenden Rubriken und Haushaltslinien sowie der
entsprechenden Betrége.

[...]

Finanzierungsbeteiligung Dritter
— Der Vorschlag/Die Initiative sieht keine Kofinanzierung durch Dritte vor.
— Der Vorschlag/Die Initiative sieht folgende Kofinanzierung vor:
in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)

Bei langer andauernden
Auswirkungen (siehe 1.6)
bitte weitere Spalten
einfugen

Jahr Jahr
N N+1

Jahr
N+2

Jahr

N+3 Gesamt

Geldgeber/kofinanzierend
e Einrichtung

Aufgrund der
ESA-
Kofinazierungsv

0 662 0287

Kofinanzierung
INSGESAMT

ereinbarungen
werden hier
60 % der
veranschlagten
Kosten
angegeben.

0 662 0287

DE
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Siehe Artikel 11 und 17 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1311/2013 des Rates zur Festlegung des mehrjéhrigen
Finanzrahmens fiir die Jahre 2014-2020.

Die Ausgaben fiir den Zeitraum 2021-N dienen nur der Veranschaulichung. Die Auswirkungen auf den EU-Haushalt
in der Zeit nach 2020 werden im Kommissionsvorschlag fiir den néachsten mehrjahrigen Finanzrahmen
beriicksichtigt.
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3.3. Geschatzte Auswirkungen auf die Einnahmen
— ™ Der Vorschlag/Die Initiative wirkt sich nicht auf die Einnahmen aus.
— [ Der Vorschlag/Die Initiative wirkt sich auf die Einnahmen aus, und zwar:
— O auf die Eigenmittel

- O auf die sonstigen Einnahmen
in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)
Fir das ; oo 52
Auswirkungen des Vorschlags/der Initiative
laufende
. . Haushaltsjahr
Einnahmenlinie: n
zur Verfiigung Jahr Jahr Jahr Jahr Bei langer andauernden Auswirkungen
Stﬁﬂhip?e N N+1 N+2 N+3 (siehe 1.6) bitte weitere Spalten einfiigen
itte
Artikel .............

Bitte geben Sie fiir die sonstigen zweckgebundenen Einnahmen die betreffende(n) Ausgabenlinie(n) an.

L]

Bitte geben Sie an, wie die Auswirkungen auf die Einnahmen berechnet werden.

L]

52 Bei den traditionellen Eigenmitteln (Z6lle, Zuckerabgaben) sind die Betrdge netto, d.h. abziglich 25 % fir

Erhebungskosten, anzugeben.
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ANHANG des FINANZBOGENS FUR RECHTSAKTE

Zugrunde liegende Methodik und Annahmen

Die Kosten, die der ESMA aufgrund der ihr tbertragenen neuen Aufgaben entstehen, wurden in drei
Kostenkategorien veranschlagt: Personalkosten, Infrastrukturkosten und Betriebskosten.

Nach den derzeitigen vorldufigen Schatzungen der Kommission werden die neuen Aufgaben der
ESMA zwei neue Mitarbeiter erfordern. Diese wiirden zusétzlich zu den bestehenden Mitarbeitern der
ESMA, die im geltenden ESMA-Haushalt vorgesehen sind, bendétigt. Die Kosten werden im Verhéltnis
60:40 mit den Mitgliedstaaten geteilt.

Der gestiegene Personalbedarf geht auf die zusétzlichen Aufgaben zurtick, die der ESMA (ibertragen
werden, und steht mit der Einrichtung und Pflege von Datenbanken fiir nationale
Vertriebsanforderungen, behordliche Gebihren und Entgelte sowie Anzeigen im Zusammenhang.
Diese neuen Aufgaben werden in dem Verordnungsvorschlag dargelegt und in der Begriindung
erlautert.

Allgemeine Annahmen bei der Berechnung der zusatzlichen Ressourcen
Bei der Berechnung der zusatzlichen Ressourcen wurden folgende Annahmen zugrunde gelegt:

Es wird davon ausgegangen, dass die neu zu schaffenden Stellen entweder mit stdndigen Mitarbeitern
oder mit Zeitbediensteten mit durchschnittlichen jahrlichen Gehaltskosten von 143 000 EUR besetzt
werden.

Aufgrund des Standorts der ESMA in Paris wird aufgrund der im Vergleich zu Brissel hoheren
Lebenshaltungskosten ein Berichtigungskoeffizient von 1,148 berucksichtigt.

Die Kosten im Zusammenhang mit der Einstellung (Reise- und Hotelkosten, &rztliche Untersuchungen,
Einrichtungsbeihilfe und sonstige Zulagen, Umzugskosten usw.) werden auf 12 700 EUR je Mitarbeiter
geschatzt.

Allgemein ist anzumerken, dass die Kosten fir die ESMA derzeit von den Mitgliedstaaten und der
Kommission im Verhaltnis 60:40 geteilt werden.

Berechnung des zusatzlichen Personals

Bei der Berechnung des zusétzlichen Personals werden die neuen Aufgaben in zwei Hauptbereichen
der der ESMA (ibertragenen neuen Arbeit eingeteilt: Datenbank fur behdrdliche Gebuhren und Entgelte
und Datenbank fur Anzeigen. Fir diese Bereiche wird der folgende geschétzte Arbeitsaufwand
beriicksichtigt. In Bezug auf die Datenbank fur behordliche Gebihren wird geschatzt, dass ein
Projektmanager und eine Hilfskraft benétigt werden, wahrend flr die Datenbank fiir Anzeigen ein
Projektmanager und zwei IT-Hilfskrafte erforderlich sind.

Tabelle 1 enthalt den geschatzten zusatzlichen Gesamtpersonalbedarf der ESMA, aufgeschliisselt nach
Bereich:

Tabelle 1: VZA pro Jahr pro Jahr und Bereich

VZA pro Bereich
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Datenbank flr behdrdliche | 1
Geblhren/Entgelte

Datenbank fur Anzeigen 1
Gesamt 2

Berechnung der Ausgaben flr externe Infrastruktur

In Bezug auf die IT-Ausgaben wird angenommen, dass insgesamt 750 000 fur die Einrichtung der
Datenbanken bendtigt werden und 150 000 EUR als laufende Kosten verbleiben.

Tabelle 2: Gesamtausgaben fuir externe Infrastruktur pro Jahr und Bereich

Gesamtausgaben fur | Erstes Jahr | Folgejahre

Infrastruktur pro Bereich (einmalige Kosten) | (laufende
Kosten)

Datenbank  fir  behdordliche | 500 000 EUR 100 000 EUR

Gebuhren/Entgelte

Datenbank flr Anzeigen 250 000 EUR 50 000 EUR

Gesamt 750 000 EUR 150 000 EUR

Gesamtbetrag der Ausgaben

Basierend auf den vorstehenden Annahmen werden die flr die neuen Aufgaben der ESMA geschétzten
Gesamtbetrége in Tabelle 3 dargestellt.

Tabelle 3: Einschlagige Ausgaben insgesamt

Kostenart Berechnung Erstes Jahr Folgejahre

Personalausgaben 143 000 EUR x 1,148 | 328 328 EUR 328 328 EUR
pro Mitarbeiter/Jahr (2 Mitarbeiter) (2 Mitarbeiter)

Ausgaben  bei  der | 12700 EUR je neuem | 25400 EUR 0

Einstellung Mitarbeiter (2 Mitarbeiter)

Infrastruktur / 1T Siehe Tabelle 2 750 000 EUR 150 000 EUR

Gesamt* 1103 728 EUR 478 328 EUR

*Gesamtbetrage: ohne Berucksichtigung der 60:40-Aufteilung zwischen Mitgliedstaaten und
Kommission fir den ESMA-Haushalt.

Die Ausgaben fir den Zeitraum 2021-N werden nur zur Veranschaulichung angegeben. Die
Auswirkungen auf den EU-Haushalt in der Zeit nach 2020 werden im Kommissionsvorschlag flr den
néchsten mehrjéhrigen Finanzrahmen bericksichtigt.

43 DE



DE

44

DE



	1. KONTEXT DES VORSCHLAGS
	• Gründe und Ziele des Vorschlags
	• Kohärenz mit den bestehenden Vorschriften in diesem Bereich
	• Kohärenz mit der Politik der Union in anderen Bereichen

	2. RECHTSGRUNDLAGE, SUBSIDIARITÄT UND VERHÄLTNISMÄSSIGKEIT
	• Rechtsgrundlage
	• Subsidiarität (bei nicht ausschließlicher Zuständigkeit)
	• Verhältnismäßigkeit
	• Wahl des Instruments

	3. ERGEBNISSE DER EX-POST-BEWERTUNG, DER KONSULTATION DER INTERESSENTRÄGER UND DER FOLGENABSCHÄTZUNG
	• Ex-post-Bewertung/Eignungsprüfungen bestehender Rechtsvorschriften
	• Konsultation der Interessenträger
	• Einholung und Nutzung von Expertenwissen
	• Folgenabschätzung
	• Effizienz der Rechtsetzung und Vereinfachung
	• Grundrechte

	4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT
	5. WEITERE ANGABEN
	1. RAHMEN DES VORSCHLAGS/DER INITIATIVE
	1.1. Bezeichnung des Vorschlags/der Initiative
	1.2. Politikbereich(e) in der ABM/ABB-Struktur
	1.3. Art des Vorschlags/der Initiative
	1.4. Ziel(e)
	1.5. Begründung des Vorschlags/der Initiative
	1.6. Laufzeit der Maßnahme und Dauer ihrer finanziellen Auswirkungen
	1.7. Vorgeschlagene Methode(n) der Mittelverwaltung

	2. VERWALTUNGSMASSNAHMEN
	2.1. Monitoring und Berichterstattung
	2.2. Verwaltungs- und Kontrollsystem
	2.3. Prävention von Betrug und Unregelmäßigkeiten

	3. GESCHÄTZTE FINANZIELLE AUSWIRKUNGEN DES VORSCHLAGS/DER INITIATIVE
	3.1. Betroffene Rubrik(en) des mehrjährigen Finanzrahmens und Ausgabenlinie(n)
	3.2. Geschätzte Auswirkungen auf die Ausgaben
	3.2.1. Übersicht
	3.2.2. Geschätzte Auswirkungen auf die operativen Mittel
	3.2.3. Geschätzte Auswirkungen auf die Verwaltungsmittel
	3.2.4. Vereinbarkeit mit dem mehrjährigen Finanzrahmen
	3.2.5. Finanzierungsbeteiligung Dritter

	3.3. Geschätzte Auswirkungen auf die Einnahmen

	1. RAHMEN DES VORSCHLAGS/DER INITIATIVE
	1.1. Bezeichnung des Vorschlags/der Initiative
	1.2. Politikbereich(e)
	1.3. Art des Vorschlags/der Initiative
	1.4. Ziel(e)
	1.4.1. Mit dem Vorschlag/der Initiative verfolgte mehrjährige strategische Ziele der Kommission
	1.4.2. Einzelziel(e)
	1.4.3. Erwartete Ergebnisse und Auswirkungen
	1.4.4. Leistungs- und Erfolgsindikatoren

	1.5. Begründung des Vorschlags/der Initiative
	1.5.1. Kurz- oder langfristig zu deckender Bedarf
	1.5.2. Mehrwert aufgrund des Tätigwerdens der EU
	1.5.3. Aus früheren ähnlichen Maßnahmen gewonnene Erkenntnisse
	1.5.4. Vereinbarkeit mit anderen Finanzierungsinstrumenten sowie mögliche Synergieeffekte

	1.6. Laufzeit der Maßnahme und Dauer ihrer finanziellen Auswirkungen
	1.7. Vorgeschlagene Methode(n) der Mittelverwaltung

	2. VERWALTUNGSMASSNAHMEN
	2.1. Monitoring und Berichterstattung
	2.2. Verwaltungs- und Kontrollsystem
	2.2.1. Ermittelte Risiken
	2.2.2. Angaben zum Aufbau des Systems der internen Kontrolle

	2.3. Prävention von Betrug und Unregelmäßigkeiten

	3. GESCHÄTZTE FINANZIELLE AUSWIRKUNGEN DES VORSCHLAGS/DER INITIATIVE
	3.1. Betroffene Rubrik(en) des mehrjährigen Finanzrahmens und Ausgabenlinie(n)
	3.2. Geschätzte Auswirkungen auf die Ausgaben
	3.2.1. Übersicht
	3.2.2. Geschätzte Auswirkungen auf die Mittel der ESMA
	3.2.3. Geschätzte Auswirkungen auf die Humanressourcen der ESMA
	3.2.3.1. Zusammenfassung
	3.2.3.2. Geschätzter Personalbedarf bei der übergeordneten GD

	3.2.4. Vereinbarkeit mit dem mehrjährigen Finanzrahmen
	3.2.5. Finanzierungsbeteiligung Dritter

	3.3. Geschätzte Auswirkungen auf die Einnahmen


